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Gapp⸗Wirtſchaft. 


Die Regierung Kapp, die mit den Iden 
des Märzes gleich einem Kometen auftauchte und 
wieder verſchwand, hat auch, ohne daß ſie etwas 
Poſitives tat, in politiſcher Hinſicht für Deutſch⸗ 
land unabſehbaren Schaden geſtiftet. Wirt⸗ 
ſchaftlich iſt ſie überhaupt nicht in die Erſchei⸗ 
nung getreten. Denn zu einer Kabinettsbildung 
kam der aus eigenem Recht zum Reichskanzler 
Beförderte überhaupt nicht. Außer dem früheren 
Berliner Polizeipräſidenten von Jagow, der im 
preußiſchen Miniſterium des Innern heftig re⸗ 
gierte und ſogar Abſetzung von Landräten und 
die Ernennung eines Oberpräſidenten vornahm, 
hat kein einziger der Kappanhänger, die für 
die Miniſterpoſten auserſehen waren, irgend⸗ 
welche Verwaltungsdispoſitionen getroffen. Der 
Streik der Unterſtaatsſekretäre hätte die Aus⸗ 
führung ſelbſt in den Fällen verhindert, in denen 
Anweiſungen erfolgt wären. Gerade in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht aber intereſſiert die Kappepiſode 
trotzdem beſonders. Daß es dem oſtpreußiſchen 
Heißſporn überhaupt gelang, ſoviel Anhänger⸗ 
ſchaft zu gewinnen, um fein Amt zu ufurpieren, 
lag nicht zum geringſten Teil an den wirtſchaft⸗ 
lichen Sünden der Regierung Bauer, die in⸗ 
folge der dauernden Geldentwertung und der 
ſinkenden Valuta die Unzufriedenheit, ohne 
Unterſchied der Klaſſen und Berufsſtände, all⸗ 
gemein werden ließ. Es iſt deshalb auch nach 
dem Verſchwinden dieſes Spukes noch von einer 
gewiſſen Wichtigkeit feſtzuſtellen, ob denn nun die 
Kappregierung, wenn fie ſich im Amtezu halten ver⸗ 
mocht hätte, durch die von ihr geplanten wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahmen in der Lage geweſen 
wäre, die Unzufriedenheit zu bannen und nach 
ihrem Programm Erſprießliches für die Sanie⸗ 
ite der deutſchen Wirtſchaftsverhältniſſe zu 
eiſten. 


Der deſignierte Reichswirtſchaftsminiſter des 
Präsidenten Kapp war der Naumburger Arzt 
Dr. Wilhelm Schiele, ein Vetter des deutſch⸗ 
nationalen Abgeordneten gleichen Namens. Dr. 
Schiele war in jedem Betracht der wirtſchaft⸗ 
liche — vielleicht nicht nur der wirtſchaftliche — 
Inſpirator Kapps. Das trat ſchon äußerlich 
dadurch in die Erſcheinung, daß er in den erſten 
beiden Tagen bis zum Amisantritt des Herrn 
von Falckenhauſen (der ſpäter durch Ludendorffs 
Mitarbeiter, Oberſt Bauer, erſetzt wurde) die 
Funktionen eines Chefs der Reichskanzlei aus⸗ 
übte. Schiele war im Laufe des Krieges viel⸗ 
fach als Opponent gegen die Zwangswirtſchaft, 
namentlich auf dem Ernährungsgebiet, hervor⸗ 
getreten und hatte damals etwa den gleichen 
Standpunkt wie der bekannte Volkswirt Richard 
Calwer eingenommen, daß allein die völlig freie 
Preisbildung die Zerſtörung der Produktivkraft 
der Landwirtſchaft mit all ihren ſchädlichen 
Folgen verhindern könne. Während aber Calwer 
ſeiner mehr aufs Sachliche gerichteten Natur 
folgend, ſich damit begnügte, in ſeinen regel⸗ 
mäßigen Veröffentlichungen die einzelnen Kriegs⸗ 
erſcheinungen namentlich auf dem Ernährungs⸗ 
gebiet in theoretiſcher Vertiefung kritiſch zu be⸗ 
leuchten, wandte ſich Schiele ſehr früh einer ſtark 
agitatoriſchen Prop aganda zu, der eine ganze Serie 
von Flugſchriften. insbeſondere die „Naum⸗ 
burger Briefe“, dienten. Es war mithin keine 
Ueberraſchung, daß das Programm, das die 
Kappregierung entwickelte, auf wirtſchaftlichen 
Gebiete die Forderungen Schieles in die Praxis 
zu überſetzen ſuchte. Aus dem Aufruf, den 
Kapp am 13. März „An das deutſche Volk“ 
richtete, ſeien die folgenden Stellen hier hervor⸗ 
gehoben: „Die Regierung wird zur Wiederauf⸗ 
richtung des Staates den ländlichen und ſtädti⸗ 
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ſchen Grundbeſitz zu entſprechender Steuerleiſtung 
heranziehen. Nach ſchweren ſtaatlichen Zuſammen⸗ 
brüchen iſt es immer der Grundbeſitz geweſen, 
der die Opfer der Wiederaufrichtung tragen 
mußte. Die Regierung erwartet, daß er auch 
jetzt ſeiner vaterländiſchen Ehrenpflicht genügt. 
Die Regierung wird aber dem Grundbeſitz, da⸗ 
mit er in den Stand geſetzt wird, ſolche Opfer 
zu tragen, die wirtſchaftliche Freiheit zurückgeben. 
Hieraus allein wird eine Hebung der Produktion 
und der Staatsfinanzen erwachſen. Zugleich 
wird es ihre Hauptſorge ſein, Minderbemittelte 
und Feſtbeſoldete mit Nahrungsmitteln zu er⸗ 
träglichen Preiſen zu verſorgen. . .. Die Re- 
gierung wird die Arbeiterſchaft zum Zwecke der 
wirtſchaftlichen Neuordnung in hervorragendem 
Maſſe zur Vorbereitung und zur Mitarbeit 
neben den anderen Berufs- und Erwerbsſtänden 
heranziehen.“ 

Von einem ausführlichen Steuerprogramm 
kann alſo hier nicht geſprochen werden. Aber 
es iſt nicht unintereſſant, daß der alte phyſio⸗ 
kratiſche Gedanke der einzigen großen Steuer auf 
den Grundbeſitz in dem Schieleſchen Programm 
wieder auftaucht. Sie ſollte aber wohl kaum 
die einzige Steuer bleiben, wie es im Syſtem 
der Phyſiokraten gedacht war. Allein die feier⸗ 
liche Art der Ankündigung dieſer in der Haupt⸗ 
ſache landwirtſchaftlichen Steuer erweiſt, daß ſie 
jedenfalls im Mittelpunkt des zur Ausführung 
kommenden Programms ſtehen ſollte. 


Ob Art und Umfang dieſer Beſteuerung 
ſchon im Kopf des Urhebers völlig klar geſtaltet 
war, mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls ſtand 
feſt, daß das Aequivalent für die zu tragenden 
Steuerlaſten die Befreiung der Ernährungswirt⸗ 
ſchaft von allen Feſſeln ſein ſollte, mit denen 
die freie Preisbildung für alle Bodenprodukte 
bisher gehemmt worden war. Gleichzeitig wurde 
nun aber die Beſchaffung von Nahrungsmitteln 
zu erträglichen Preiſen für ganze Volkskreiſe zu⸗ 
geſagt. Es konnte während der kurzen Zeit des 
Kappſchen Interregnums nicht ganz klar werden, 
wie Kapp und ſeine Freunde beabſichtigten, den 
Ausgleich zwiſchen den beiden Tatſachen zu ſchaffen, 
daß auf der einen Seite die Preiſe ſich frei bewegen 
und auf der Höhe des Weltmarktpreiſes halten 
und daß auf der anderen Seite größeren Volks⸗ 
ſchichten relativ billige Nahrungsmittel geliefert 
werden ſollten. Es wäre immerhin denkbar, daß 
der zukünftige Reichswirtſchaftsminiſter geplant 
hatte, den zu Lieferungsverbänden zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Landwirten die Verpflichtung aufzu⸗ 
erlegen, beſtimmte Mengen von landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſen zu niedrigen Preiſen herzu⸗ 


geben und ihnen nur die Verwertung des Reſtes 
zu den hohen Preiſen ermöglichen wollte. Aber 
es iſt doch auch nicht ausgeſchloſſen, daß grund⸗ 
ſätzlich auch von den Lieferungsverbänden zu den 
Tagespreiſen die Lieferung gefordert werden und 
daß die Differenz zwiſchen den Lieferpreiſen und 
den niedrigeren Preiſen für den Konſum durch 
Zuſchüſſe entweder von ſeiten des Reiches oder 


von ſeiten der (zu neuem Leben erweckenden) 


Bundesſtaaten oder durch die Gemeinden ge⸗ 
deckt werden ſollte. Aller Wahrſcheinlichkeit 
nach war, um keinerlei künſtliche Preisbildung 
auf dem Markt hervorzurufen, der letzte Modus 
geplant. Was aber hätte das bedeutet? Dieſe 
Zuſchüſſe hätten ſicher nicht aus der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Steuer allein, wahrſcheinlich aber 
auch aus den geſamten übrigen Steuern nicht 
gedeckt werden können, vielmehr durch neues 
Papiergeld aufgebracht werden müſſen. Die 
Folge wäre eine Vermehrung der Inflation und 
eine weitere Entwertung des Geldes geweſen. 

Daß die Inflation ein Finanzmittel war, 
mit dem ſich die Regierung Kapp durchaus 
befreundete, darf als ſicher angenommen werden. 
Im Manifeſt Kapps beſindet ſich der folgende 
myſteriöſe Programmpunkt: „Die Regierung 
wird die Kriegsanleihen als gerechte Gegen⸗ 
leiſtung für treu erfüllte vaterländiſche Pflicht 
ſicherſtellen und ihre demnächſtige Rückzahlung 
einleiten.“ Kein Finanzkünſtler hat bisher den 
Mut gehabt, im überſchuldeten Deutſchland die 
Rückzahlung der Kriegsanleihen anzukündigen. 
Wie wollten das die Kappſchen Finanzleute 
bewerkſtelligen? In privaten Aeußerungen iſt 
mir das Rätſel gelöſt worden, unter Hinweis 
auf gewiſſe frühere Veröffentlichungen Schieles, 
die bereits vor Monaten in der rechtsſtehenden 
Preſſe lebhaft erörtert wurden. Es darf als 
ſicher gelten, daß die Regierung Kapp plante, 
die Kriegsanleihen mit geſetzlicher Zahlkraft 
auszuſtatten, ſo daß ſie wie Geld zirkulieren 
und damit gewiſſermaßen fich ſelbſt zurück⸗ 
zahlen konnten. Die Folge dieſer Maßnahme 
wäre natürlich ein enormes Anſchwellen der 
Zahlungsmittel, eine ganz exorbitante Ver⸗ 
mehrung der inneren Kaufkraft geweſen. Und 
als weitere Folge hätte ſich dann eine unabſeh⸗ 
bare Steigerung aller Preiſe ergeben müſſen. 
In Vorausſicht dieſer Ereigniſſe plante die 
Regierung, wie ich ebenfalls von anſcheinend 
gut Eingeweihten erfuhr, eine Verdreifachung 
der Löhne und Gehälter aller Arbeiter, Ange⸗ 
ſtellten und Beamten auf dem Wege der 
Verordnung. 

Eine naivere Finanzreform iſt wohl bisher 
noch niemals verſucht worden. Sie war im 
übrigen auch noch dadurch beſonders kompli⸗ 


ziert, daß anſcheinend die Verzinſung beibe⸗ 
halten werden ſollte, während der Hamburger 
Bankdirektor Dr. Bendixen bei ſeinen ähnlichen 
Vorſchlägen wenigſtens ſofort durch Einſtellung 
der Zins zahlung dem Reiche die Zinslaſten 
erſparen wollte. Aber genau wie gegenüber 
Bendixen muß gegenüber dem Schieleſchen Plan 
darauf hingewieſen werden, daß durch die 
ungeheure Umwandlung von Kapital in Geld 
— im Fall Schiele noch kompliziert durch die 
Kaufkraftvermehrung infolge der Lohn⸗ und 
Gehaltserhöhungen — eine Preisrevolution her⸗ 
vorgerufen werden mußte, die im deutſchen 
Wirtſchaftsleben das Unterſte zu oberſt gekehrt 
hätte. Und auf die Dauer wäre dabei nicht 
etwa der Realwert aller Löhne verbeſſert, ſondern 
ſehr ſchnell ſogar verſchlechtert worden. Auch 
in dem Schieleſchen Plan kehrt der ſchon von 
anderen gemachte Irrtum wieder, daß der 
ſogenannte Weltmarktpreis eine feſte Grenze 
für die deutſchen Preisſteigerungen bieten könne. 
Dieſer Weltmarktpreis iſt aber eben nichts Feſt⸗ 
ſtehendes. Er verändert ſich in demſelben Maße, 
wie der Wert der deutſchen Valuta ſich verändert. 
Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß durch 
die geplanten Finanzmaßnahmen der deutſche 
Kredit im Ausland auf Null geſunken wäre 
und das Auspendeln der Valutakurſe infolge 
des Mißtrauens gegen die deutſche Finanz⸗ 
gebahrung im Auslande den Höhepunkt erreicht 


hätte Stand die Mark bei dem Ausbrechen des 


Kapp⸗Putſches noch auf etwa ſechs Pfennig, ſo 
wäre ſie vermutlich auf zwei oder gar auf einen 
Pfennig zurückgegangen, und infolgedeſſen würde 
die Differenz zwiſchen deutſchen Preiſen und dem 
Weltmarktpreis entſprechend der neuentſtandenen 
Valutadifferenzen von Tag zu Tag größer ge- 
worden. 

„Die finanzielle Methode, die die Rapp- 
regierung anzuwenden geneigt geweſen zu ſein 
cheint, war im Grunde genommen garnichts 
weiter als die Nachahmung der Geldmethoden 
der ruſſiſchen Sowjetrepublik. Die Bolſchewi⸗ 
ſierung des geſamten deutſchen Wirtſchaftslebens 
hätte die Folge ſein müſſen Nur daß die 
Geldpolitik der ruſſiſchen Bolſchewiki aus einer 
planmäßigen Beſtätigung ſozialiſtiſcher Theorien 
entſpringt, während die Kapp⸗Schieleſche Politik 
nichts weiter als ein naives Verkennen der 
Zuſammenhänge zwiſchen Geld und Preis 
geweſen wäre. Das ganze Geld: und Valuta⸗ 
problem wurde — wie vielfach von anderen 
Praktikern und Theoretikern des Geldweſens — 
auch von ſeiten Kapps und ſeiner Freunde 
lediglich von der Geldſeite her betrachtet, während 
es in Wirklichkeit von der Warenſeite her an⸗ 
geſehen und als Produktionsproblem aufgefaßt 
werden muß. Nicht ob man die Kaufkraft 
erweitert oder einſchränkt, iſt das weſentliche, 
ſondern daß man die Warenproduktion vermehrt 
und damit das abnorme Verhältnis von Kauf⸗ 
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kraft und Kaufmöglichkeit verändert, das die 
wirkliche Urſache jeder Inflation darnſtellt. 

Nun kennt man aus den Schieleſchen Ver⸗ 
öffentlichungen ja die Idee, daß allein hohe Preiſe 
für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe die Produk⸗ 
tion der Landwirte anregen können. Aber bei 
Fortdauer der Inflation, bei der von Kapp 
geplanten künſtlichen Vermehrung der Umlauf⸗ 
mittel und Steigerung aller Preiſe ſind die hohen 
Preiſe der eigenen Erzeugniſſe für die Landwirte 
ja völlig illuſoriſch, weil gleichzeitig ihre Unkoſten 
und Löhne im gleichen, womöglich ſogar im 
ſtärkeren Verhältnis ſteigen. Dazu kommt, daß 
der Ueberpreis auf dem Weltmarkt womöglich 
gar zur Ausfuhr reizt, ſodaß eine Preisſenkung 
im Inland als Folge der vermehrten Inflation 
höchſt unwahrſcheinlich wird. Nun gab ſich aller⸗ 
dings die Kappregierung den Anſchein, als ob 
ſie auch von der Warenſeite her an das Pro⸗ 
blem herangehen wollte. Die Zuſage der Mit⸗ 
wirkung aller Berufsſtände an der wirtſchaft⸗ 
lichen Neuordnung ließ vermuten, daß die immer 
populärer werdende Forderung nach einer 
„Kammer der Arbeit“ von der Kappregierung 
aufgenommen werden ſollte. Und das Wort 
„Kammer der Arbeit“ ſelbſt erſchien ja denn auch 
ſchließlich in den Verhandlungsbedingungen, die 
Kapp und Genoſſen der Regierung Bauer ſtellten. 
Aber wenn es ſich hier überhaupt um mehr als 
um ein Wort handelte, ſo war es doch mindeſtens 
ein leerer Begriff. Denn die Kammer der 
Arbeit hing in dieſem Programm vollkommen in 
der Luft, während ſie in Wirklichkeit nur der Schluß⸗ 
ſtein einer vollkommenen, neugeſtaltenden Durch: 
organiſierung der Wirtſchaft ſein darf. Eine 
Kammer der Arbeit ohne wirtſchaftlichen Neu⸗ 
aufbau, vor allem ohne Planwirtſchaft, iſt genau 
ſo undenkbar wie es Höchſtpreiſe ohne Ratio⸗ 
nierung ſind. Wie aber ſollte eine Planwirt⸗ 
ſchaft in einem Syſtem möglich ſein, das mit 
vollen Händen Geld unter die Menge ſtreute, 
dauernd die zuſätzliche Kaufkraft vermehrte und 
damit den Geldwert und den Valutakurs herab⸗ 
drückte? 

Das Interregnum Kapp iſt durch den 
Generalſtreik der Arbeiter, Angeſtellten und 
Beamten, durch den Widerſtand der hohen 
politiſchen Beamten und zum Teil auch durch 
die Selbſtbeſinnung einer Zahl von Offizieren 
binnen weniger Tage zuſammengebrochen. Wären 
dieſe Ereigniſſe, die zum ſchnellen Tod führten, 
nicht eingetreten, ſo hätte ſich das Syſtem Kapp 
von innen heraus ſchließlich allein ſchon durch 
das Schieleſche Wirtſchaftsprogramm auflöſen 
müſſen. Dieſes Programm war nicht geeignet, 
die deutſchen Finanzen und die deutſche Wirt⸗ 
ſchaft geſunden, ſondern müßte ſie rettungslos 
erkranken laſſen. Das Schieleſche Programm 
war die Vorbereitung zur kommuniſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft. Auf die Militärdiktatur wäre die Räte⸗ 
herrſchaft gefolgt. 


Kreditgewährung 


durch Genoſſenſchaftsbanken. 


Vom Profeſſor Dr. Haus Crüger. 
Anwalt des Allgemeinen Deutſchen Genoſſenſchafts⸗Verbandes. 


Die Kriegsjahre hindurch ſteigerte ſich bei den 
deutſchen Kredit⸗Inſtituten die Geldflüſſigkeit in einer 
Weiſe, wie ſie zuvor wohl niemand für denkbar ge⸗ 
halten. Die Bilanzen wieſen von Jahr zu Jahr 
neue Rekordzahlen auf, das Kreditgeſchäft trat immer 
mebr in den Hintergrund, das Geſchäft war ein 
Anlagegeſchäft geworden. Die Kreditinſtitute wurden 
Verwalter fremder Kapitalien. Der Zuſtrom von 
fremden Geldern ſchien keine Grenze zu kennen, er 
ſteigerte ſich über das Kriegsende hinaus noch wejent- 
lich — wenn man von einem Kriegsende in der 
erſten Hälfte des Jahres 1919 zu ſprechen berechtigt 
iſt. Am die Mitte 1919 änderte ſich das Bild. Die 
Kreditanſprüche ſteigerten ſich — heute ſpricht man 
bereits von einem ſteigenden Kapitalmangel. Man 
hört von wachſenden Schwierigkeiten in der Be- 
ſchaffung von Betriebskapital. „Die privatwirtſchaft⸗ 
liche Kapitalbildungsfrage“ — „die volkswirtſchaftliche 
Kapitalbildung“ ſtehen im Vordergrund ernſteſter 
Erörterung. Anter ſolchen Verhältniſſen muß natür- 
lich jeder Vorſchlag, deſſen Durchführung geeignet 
erſcheint, Kapital oder „Erſatz für Kapital“ zu 
ſchaffen, aufs ſorgfältigſte geprüft werden. 


Im Heft 39/40 Jahrg. 1919 des „Plutus“ 
machte Dr. A. Hauff neue Vorſchläge zur Erleichte⸗ 
rung der Kreditgewährung. Er geht dabei von den 
Kreditgenoſſenſchaften aus, deren größter Teil, wie 
er glaubt, an dem Mangel an Depoſitengeldern 
krankt. Die Kreditgenoſſenſchaften könnten daher, ſo 
urteilt Dr. H., durchaus nicht die wichtigen volts- 
wirtſchaftlichen Aufgaben erfüllen, die dieſen In⸗ 
ſtituten in Wirklichkeit zukommen. Dr. Hauff ſchlägt 
zur Erweiterung der Aufgaben der Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften ein Syſtem von drei Vanken vor, das be= 
ſtehen ſoll aus 1. einer Genoſſenſchaftsbank, 2. einer 
Lebensverſicherungsbank, 3. einer genoſſenſchaftlichen 
Garantiebank. 
auf den Erlebensfall zu Gunſten feiner Genoffen- 
ſchaftsbank abſchließen, ſo daß das ihm gewährte 
Darlehen durch den Anfall der Verſicherung getilgt 
wird. Der Schuldner ſoll mithin nur verpflichtet ſein. 
für Zinſen, Speſen und Prämie zu ſorgen, zu deren 
Sicherſtellung er die Bürgſchaft der Garantiebank 
beibringt, der er als Mitglied beitritt und der er 
einen Bürgen ſtellt. Die Genoſſenſchaftsbank kann 
nunmehr, wie Dr. Hauff ſagt, feſt und unbedingt 
auf den Eingang der ausgeliehenen Gelder zu einem 
beſtimmten Termin, pünktliche Zinszahlung, und die 
Lebensverſicherungsbankauf pünktliche Prämienzahlung 
rechnen. Der weitere Vorteil ſoll darin beſtehen, 
daß die heute bei den Kreditgenoſſenſchaften vielfach 
nötige Bürgſchaft (für das Kapital), „die ſtets wie 
ein Damoklesſchwert über dem Haupt des Bürgen 
ſchwebt“, entbehrlich wird. 


Der Schuldner fol eine Verficherung - 


Nichtig iſt hieran nur, daß die Bürgſchaft für 
das Kapital nicht weiter gebraucht wird. Sie bleibt 
beſtehen für Zinſen, Speſen und Prämien. 

And ift wirklich die Verbindung zwiſchen Kredit- 
gewähr und Sicherſtellung mit der Lebensverſicherung 
ein erſtrebenswertes Ziel? Die Erfahrungen ſprechen 
dagegen; fie ſind derart ausgefallen, daß das Auf⸗ 
ſichtsamt für Privatverſicherung wiederholt vor Jahren 
bereits und zuletzt 1913 ſich gezwungen geſehen hat, 
die Verſicherungsgeſellſchaften eindringlichſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß es mit einem geſunden Verſicherungs⸗ 
betrieb nicht vereinbar wäre, wenn mit der Vermitte⸗ 
lung von Lebensverſicherungen die Darlehnsgewährung 
verbunden würde, indem der Abſchluß eines Lebens- 
verſicherungsvertrages zur Vorausſetzung für die Ge⸗ 
währung eines Darlehns oder umgekehrt das Dar- 
lehnsangebot zum Lockmittel für das Lebensverfiche- 
rungsgeſchäft gemacht werde. Das eigene Intereſſe 
der Lebensverſicherungsgeſellſchaften, nicht nur das 
der Verſicherten, erfordere eine ganz entſchiedene Be- 
kämpfung dieſes Mißſtandes. 

Wie ſteht es mit der Sicherſtellung durch die 
Bürgſchaft der Garantiebank? Auch dafür liegen 
Erfahrungen vor. Man hat die perſönliche Büro- 
ſchaft dadurch erſetzen wollen, daß man die Kredit⸗ 
ſucher veranlaßte, ſich zu einer Genoſſenſchaft au- 
ſammenzuſchließen, die der kreditgebenden Genoffen- 
ſchaft gegenüber die Bürgſchaft zu übernehmen hat. 
Allerdings beſchränkt Dr. Hauff die Bürgſchaft der 
Genoſſenſchaft auf Zinſen, Speſen und Prämie. Die 
Erfahrungen mit den Bürgſchaftsgenoſſenſchaften, 
die ſeinerzeit in Frankfurt a. M. gemacht ſind, ſind 
jedoch ſo wenig erfreulich, daß ſie nicht ermutigen 
können, auch nur Bürgſchaftsgenoſſenſchaften für die 
Sicherſtellung von Zinſen, Speſen und Prämien zu 
bilden. And dies ift erklärlich. Die Bürgſchaft hat 
einen perſönlichen Charakter und muß einen ſolchen 
haben. Bekommt ſie einen geſchäftsmäßigen Charakter, 
wie es nicht anders ſein kann, wenn die Bürgſchaft 
als Geſchäftszweig von einer Genoſſenſchaft auf- 
genommen wird, ſo muß ſie auch als Verſicherungs— 
betrieb aufgefaßt werden. Das ſcheint Dr. Hauff 
entgangen zu ſein. Verſuche in größerem Amfang 
auf ähnlicher Grundlage find mit den Hypotheken⸗ 
Garantie-Genoſſenſchaften gemacht. Es würde zu 
weit führen, auf dieſe eigenartigen Gebilde hier näher 
einzugehen. Genügen mag der Hinweis darauf, daß 
die Genoſſenſchaftsverbände einmütig derartige Ge⸗ 
noſſenſchaften für unvereinbar mit der Rechts- und 
Wirtſchaftsnatur der Genoſſenſchaften abgelehnt haben. 

Iſt es nun aber richtig, daß die Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften an einem Mangel an Depoſiten leiden? 
Nach der Statiſtik für 1917 bietet die Entwicklung 
der fremden Gelder bei den Kreditgenoſſenſchaften 
folgendes Bild: 
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Die Steigerung von 1913 zu 1917 beträgt: für die bis 1918 die Zahlen vorliegen, ſo ergibt ſich 
3003 Mill. M. 63%. Greifen wir die Kredit- nachſtehendes Bild: 
genoſſenſchaften des allgemeinen Verbandes heraus, 
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Die Steigerung von 1913 zu 1918 beträgt: daß ein Ausgleich zwiſchen Stadt und Land ſich be— 
1524 Mill. M. 12000. merkbar machen wird. Und die ungewöhnlich großen 

Selbſtverſtändlich wird nicht beſtritten, daß dies wirtſchaftlichen Schwierigkeiten, die die heutige Zeit 
Bild ſchnell ins Gegenteil umſchlagen kann, und daß mit fih bringt, und die noch eine bedenkliche Steige: 
auf die Zeit der Geldflüſſigkeit ſchnell die Zeit der rung erfahren werden, laſſen es im höchſten Maße 
Geldknappheit kommt, d. h. daß die vorhandenen unerwünſcht erſcheinen, das Genoſſenſchaftsweſen ges 
Mittel zur Deckung der geſteigerten Kreditanſprüche wagten Experimenten auszuſetzen. 
nicht ausreichen. Immerhin iſt dann zu erwarten, 


Die (Pflichten der Panken nach der Reichs- 


abgabenordnung. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Sberſtadt⸗ Frankfurt a. M. 
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Die jüngſte Reichsgeſetzgebung (feit der Revo— Einziehung der Vermögenswerte erkannt werden, 
lution) enthält für die Banken Vorſchriften von auf die ſich die Steuerzuwiderhandlung bezieht. Am 
einſchneidender Bedeutung. Zu den zahlreichen Ge Zuwiderhandlungen gegen § 165 Abſ. 1 möglichſt 
ſetzen, deren völlige Beherrſchung und demzufolge zu erſchweren, beſtimmt § 165 Abſ. 2: „Wird die 
genaueſte Befolgung für die Banken oft eine ſehr Errichtung eines Kontos, die Annahme von Wert⸗ 
erhebliche Arbeitslaſt und Erſchwerung des Geſchäfts⸗ ſachen zur Hinterlegung oder Verpfändung oder die 
betriebes bedeutet, kommt nunmehr auch die Reihs- Ueberlaſſung eines Schließfachs beantragt, fo hat 
abgaben⸗Ordnung vom 13. Dezember 1919, NGBl. ſich die Bank, die Sparkaſſe, der Kaufmann oder wer 
1993. Soweit die Vorſchriften dieſes in ſeiner Trag⸗ ſonſt dem Antrag entſprechen will, über die Perſon 
weite ungemein einſchneidenden Geſetzes für die Ban⸗ des Verfügungsberechtigten zu vergewiſſern. Vor⸗ 


ken von beſonderem Intereſſe ſind, ſeien ſie im und Zuname und Wohnung des Verfügungsberech⸗ 

Folgenden kurz zuſammengefaßt: tigten find einzutragen, bei Frauen auch der Mäd⸗ 
8 165 Abſ. 1: „Niemand darf auf einen falſchen chenname. Anträgen, die für Sammlungen oder der⸗ 

oder erdichteten Namen für ſich oder einen anderen gleichen geſtellt werden, ift nur zu entſprechen, wenn 

ein Konto errichten oder Buchungen vornehmen laſſen, beſtimmte natürliche oder juriſtiſche Perſonen als 

Wertſachen (Wertpapiere, Geld oder Koſtbarkeiten) verfügungsberechtigt bezeichnet werden.“ 

offen oder verſchloſſen hinterlegen oder verpfänden Im weſentlichen das gleiche, was bisher durch 


oder ſich ein Schließfach geben laſſen. Das Verbot S 8 der Verordnung vom 15. Januar 1919 beſtimmt 
gilt auch für den eigenen Geſchäftsbetrieb. Das Fi⸗ war. 
nanzamt kann in einzelnen Fällen Ausnahmen ge⸗ Der Bankier, der vorſätzlich oder fahrläſſig dieje 
ſtatten.“ Vorſchrift nicht beachtet, wird mit Geldſtrafe bis zu 
Die Vorſchrift entſpricht im weſentlichen dem 10 000 % beſtraft (8 372). Falls fih nun, trotzdem 
$5 der Verordnung vom 21. November 1918. Zu⸗ die Bank die Vorſchriften des § 165 Abſ. 2 befolgt 
widerhandlungen gegen fie werden nach § 371 mit hat, herausſtellt, daß ein Konto uſw. auf einn falſchen 
Geldſtrafe bis zu 20 000 % beſtraft; wird die Abſicht Namen errichtet worden war, ſo darf die Bank das 
der Steuerhinterziehung feſtgeſtellt, ſo kann auf Geld⸗ Guthaben, die Wertſachen der den Inhalt des 
ſtrafe bis zu 100 000 % und ganz oder teilweiſe auf Schließfaches nur mit Zuſtimmung des Finanzamtes 
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an den Antragſteller oder ſeinem Rechtsnachfolger 
herausgeben oder ſonſtige Verfügungen darüber 
treffen. Wird dieſer Vorſchrift vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig zuwidergehandelt, ſo haftet die Bank, ſoweit 
dadurch Steueranſprüche oder Verfallerklärungen ver⸗ 
eitelt oder beeinträchtigt werden (8 165 Abſ. 3). 

Es ſei hierbei noch beſonders darauf hingewieſen, 
daß die Reichsabgaben⸗Ordnung unter „Wertſachen“ 
ſtets Wertpapiere, Geld und Koſtbarkeiten verſteht. 

Die Reichsabgaben⸗Ordnung erlegt in fær 
weitem Umfange anderen Perſonen als dem Steuer⸗ 
pflichtigen die Pflicht zur Auskunftserteilung, Ein⸗ 
ſichtgewährung uſw. auf. § 177 Abſ. 1 beſtimmt 
hierüber: „Auch wer nicht als Steuerpflichtiger be⸗ 
teiligt ift, hat mit Ausnahme der im 8 178 als 
nahe Angehörige bezeichneten Perſonen dem Finanz⸗ 
amt über Tatſachen Auskunft zu erteilen, die für 
die Ausübung der Steueraufſicht oder in einem 
Steuerermittlungsverfahren für die Feſtſtellung von 
Steueranſprüchen von Bedeutung find. Die Aus⸗ 
kunft iſt wahrheitsgemäß nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen zu erteilen.“ 

Es liegt auf der Hand, daß dieſe Verpflichtung 
praktiſch die Banken ganz beſonders treffen wird. 
Die Banken werden unter Umſtänden genötigt fein, 
die Nichtigkeit ihrer Angaben eidlich zu erhärten; 
vgl. 88 184, 209 Abſ. 3. Es kannn auch von ihnen 
Vorlage derjenigen Urkunden und Schriftſtücke ein⸗ 
ſchließlich der einſchlagenden Stellen der Geſchäfts⸗ 
bücher verlangt werden, die ſich auf vom Finanzamt 
beſtimmt zu bezeichnende Nechtsvorgänge beziehen. 
Wertſachen, die fie für den Steuerpflichtigen ver- 
wahren, müſſen ſie vorlegen; in Schließfächer, die 
ſie ihm überlaſſen haben, müſſen ſie Einſicht ge⸗ 
währen. 

Dieſe Auskunftserteilung und Vorlegung der 
Bücher ſoll von den Banken (wie übrigens auch von 
anderen Perſonen) aber nur dann verlangt werden, 
wenn die Verhandlungen mit dem Steuerpflichtigen 
nicht zum Ziele führen oder keinen Erfolg verſprechen. 
Hinſichtlich der Verpflichtung zur Vorlegung von 
Wertſachen uſw. iſt noch ausdrücklich beſtimmt: „Nur 
wenn es erforderlich iſt, um die Wahrheit zu er⸗ 
mitteln oder wenn Gefahr im Verzuge liegt, 
ſoll verlangt werden, daß der Steuerpflichtige oder 
ein Dritter (88 175, 185) Wertſachen vorlegt oder 
den Inhalt von Behältniſſen oder eines verſchloſſenen 
Depots nachweiſt; das Finanzamt kann alsdann der 
Bant oder der Stelle, die das Schließfach überlaſſen 
hat oder das Depot verwahrt, vorſchreiben, dem 
Steuerpflichtigen während angemeſſen kurzer Friſt 
nur unter Zuziehung eines vom Finanzamt zu be⸗ 
zeichnenden Beamten Zutritt zum Schließfach zu 
gewähren oder das Depot auszuhändigen.“ (§ 209 
Abſ. 1 Satz 2.) 

Es liegt auf der Hand, daß aus alledem für 
die Banken erheblicher Aufwand und Zeitverluſt 
entſtehen kann. Auf Verlangen kann ihnen hierfür 
eine angemeſſene Eutſchädigung gewährt werden; 
vgl. 8.183. 

Sehr wichtig ift die Beſtimmung des 8§ 189: 


„Deffentlihe und private Banken und Zweignieder⸗ 
laſſungen von Banken haben dem Finanzamt, in 
deſſen Bezirk ſich ihre Niederlaſſung befindet, ein 
Verzeichnis ihrer Kunden mitzuteilen und die bis 
zum 30. Juni und 31. Dezember jedes Jahres ein⸗ 
tretenden Zugänge des Kundenbeſtandes anzuzeigen. 
Die Anzeigepflicht beſchränkt ſich auf Kunden, die 
im Inland einen Wohnſitz oder dauernden Aufent⸗ 
halt, einen Sitz oder eine Niederlaſſung haben oder 
Deutſche ſind.“ ; : 

„Das Kundenverzeichnis ift nach dem Stande 
vom 30. Juni 1919 aufzuſtellen und mit den Zue- 
gängen bis zum 31. Dezember 1919, ſpäteſtens am 
31. März 1920, einzureichen. Die Zugangsliſten ſind 
jedesmal ſpäteſtens drei Monate nach Ablauf des 
Halbjahres einzureichen. In dem Verzeichnis ſind 
anzugeben: Namen (bei natürlichen Perſonen Borz 
und Zunamen), Wohnſitz oder Aufenthaltsort, Sitz 
oder Ort der Niederlaſſung der Kunden.“ 

„Kunde im Sinne des Abf., 1, 2 ift, wer bei 
der Bank Wertſachen (§ 165 Abſ. 1), ein ver⸗ 
ſchloſſenes Depot, ein Schließfach, ein Guthaben oder 
ein laufendes Konto hat.“ 

„Als Banken im Sinne dieſer Vorſchrift gelten 
auch Sparkaſſen ſowie weiter alle Perſonen und 
Unternehmungen, die geſchäftsmäßig Bank- oder 
Vankiergeſchäfte betreiben, insbeſondere auch Wert- 
ſachen (8 165 Abſ. 1) offen oder verſchloſſen verwahren 
oder Schließfächer oder ähnliche zur Verwahrung 
von Wertſachen geeigneten Behältniſſe anderen über⸗ 
laſſen.“ 

„Dieſe Vorſchriften gelten entſprechend für Hinter⸗ 
legungsſtellen, Poſtſcheckämter und Schuldbuchver⸗ 
waltungen.“ 

„Der Reichsminiſter der Finanzen kann Er- 
leichterungen von dieſen Vorſchriften ſowie in be⸗ 
ſonderen Fällen eine angemeſſene Entſchädigung ge⸗ 
währen.“ 

Es iſt dies im weſentlichen, ſoweit die Banken 
in Frage kommen, eine Wiederholung des § 4 der 
Verordnung über Maßnahmen gegen die Kapital⸗ 
flucht vom 24. Oktober 1919 (RG Bl. S. 1820). Sie 
beſeitigt jedoch manche Zweifel, die hinſichtlich der 
Auslegung dieſer Geſetzesſtelle bisher obgewaltet 
haben (3. B. den zu Unrecht ſtellenweiſe aufgetretenen 
Zweifel, ob die Banken Depot⸗Aufſtellungen 
der Steuerbehörde einzureichen haben). Sie geht aber 
im übrigen auch über deren Umfang hinaus, 3. B. 
ſind nunmehr auch die Namen der Safekunden an⸗ 
zumelden. k 

Dieſe kurze Ueberſicht wird gezeigt haben, daß 
die Vorſchriften der Reichsabgaben⸗Ordnung, was 
die Banken angeht, vor allem eine Durchbrechung 
des Bankgeheimniſſes in weiteſtem Umfange be⸗ 
deuten. Wie ſtark dies praktiſch in Erſcheinung treten 
wird, dürfte vor allem von den Steuerbehörden 
abhängen. Solange nicht der gewaltige, geſchulte 
Beamtenapparat vorhanden ift, den die Durch⸗ 
führung der Reichsabgaben⸗Ordnung erfordert, wer⸗ 
den viele ihrer Vorſchriften notwendigerweiſe ein 
beſcheidenes Papierdaſein friſten. 
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Revue der Preſſe. 


Die Frage der Kreditbeſchaffung, insbeſondere vom 
Auslande, die in den beiden im Heft 6 des „Plutus“ 
veröffentlichten Denkſchriften behandelt worden ſind, 
beſchäftigen die Preſſe lebhaft. In der „Frankfurter 
Zeitung“ (9. März) wird anläßlich der Gründung der 
Waren⸗Treuhand⸗A.⸗G. in Hamburg der 


Veredelungskredit 


beſprochen. Das von Warburg Hamburg u. a., feit 
Monaten auf möglicherweiſe amerikaniſche Anregung 
ſehr genau ausgearbeitete Syſtem des Veredelungs⸗ 
kredits, das die Deutſche Waren-Treuhand A.-G. 
pflegen ſoll, iſt frei von ſtaatlicher und körperſchaftlicher 
Beteiligung. Kreditgeber und Kreditnehmer ſind einfach 
Verkäufer und Käufer, nur tritt zwiſchen ſie während 
der Abwickelungsmonate zum Schutze der Gläubiger 
ein Treuhänder mit beſonders tief eingreifenden An- 
ſprüchen, weil die Ware nicht ruht, ſondern dauernd 
in Bewegung, in Veränderung ift. Das B. G. B. beſtimmt, 
daß dem Verarbeiter, der einen oder mehrere Stoffe 
zu einer neuen beweglichen Sache von höherem Werte 
umbildet, das Eigentumsrecht daran zukommt, und daß 
damit die an dem Stoffe beſtehenden Rechte erlöſchen. 
Dieſe Vorſchrift macht für die Herftellung von Pfand- 
rechten im Fabrikationsgang umſtändliche Kautelen 
nötig. Da für das erſte allgemeines Vertrauen von 
fremden Lieferanten kaum zu erwarten iſt, werden in 
den Bedingungen der Deutſchen Waren⸗Treuhand A.-G., 
die als Vertreter des ausländiſchen Gläubigers auftritt, 
für die Rohſtofflieferung folgende Formeln aufgeſtellt: 
1. Formelle Sicherungsübereignung der geſamten 
Fabrikationsbeſtände an die D. W. T. derart, daß ſie 
auch äußerlich im Betriebe durch Kennworte auf Schildern 
angedeutet wird. 2. Die Fabrikanten erhalten erſt dann 
Kredit bezw. Rohware, wenn ſie bereits Exportauf⸗ 
träge bis zu einer Höhe und in einer Valuta nah- 
weiſen, welche den Rohſtoff für fie decken und der O. W. T. 
konvenieren. 3. Dieſe Exporterlöſe ſind im voraus der 
D. W. T. zu zedieren, wobei zuſätzlich die Angehbrigen 
induſtrieller Verbände eine ſolidariſche Ausfallsbürg ; 
ſchaft leiſten ſollen. 4. Der D. W. T. ſind außerdem für 
Rechnung des Kreditgebers Garantien von deutſchen 
Bankfreunden des Fabrikanten beizubringen. 5. Gath- 
verſtändige der O. W. T. dürfen in den Fabriken Stich 
proben vornehmen. — Dieſe Sicherungen ſind ganz 
außerordentlich. Einzelne Gruppen z. B. der Baumwoll⸗ 
induſtrie verhandeln trotzdem bereits über Abſchlüſſe auf 
dieſer Grundlage und beteiligen fih an den Formulara 
entwürfen. Für die Einſchätzung unſerer Valuta- und 
Nohſtofflage ebenſo für die vorwiegend doch wohl 
amerikaniſche Beurteilung der deutſchen Zuſtände ſind 
dieſe Bedingungen charakteriſtiſch. Das neue Syſtem 
hat nichts zu tun mit der Lohnveredelung und ihren 
feft umgrenzten Gewinnen. Es eröffnet fogar — mag 
es ſich um Baumwolle, Wolle, Jute, Kupfer, Oelfrüchte 
uſw. handeln — unter heutigen deutſchen Preis- und 
Lohnrelationen eine zweifellos anziehende Ausſicht auf 
Erübrigung von Waren, demnach auf zuſätzliche felb- 


ſtändige In- oder Auslandsverkäufe von Fertigprodukten 
nach Abdeckung des erſten Kredits. Für die praktiſche 
Wirkung kommt außerordentlich viel darauf an, in 
welchem Geiſte die Waren⸗Treuhand A. G. ihre Auf: 
gabe durchführt. Dieſe Aufgabe iſt zu oberſt die Wah⸗ 
rung der Intereſſen der ausländiſchen Rohſtoffgläubiger, 
aber bei der Wahrung dieſer Intereſſen muß auch der 
Abnehmerſchaft gegenüber loyal und allmählich, wenn 
das Vertrauen wieder kommt, auch large verfahren 
werden. Die D. W. T. würde freier in ihren Entfehlie- 
ßungen ſein, wenn nicht nur deutſche Staatsangehörige 
ihre Verwaltung bildeten, ſondern wenn die mutmaß⸗ 
lichen Gläubigerzentren mit in ihr vertreten wären. 
Es verlautet, daß in Amerika eine Parelellgruppe zur 
Zuſammenfaſſung geſchäftsgeneigter Finanz- und Export. 
häuſer, mutmaßlich unter der Führung von Kuhn, Loeb 
& Co. entſtehen werde. — In der „Induſtrie- und 
Handelszeitung“ (12. März) beſpricht Dr. Ernſt 
Rautenberg den Plan der 


Kreditinſtitute der produktiven Stände. 


Er ſchlägt dabei den Aufbau wie folgt vor: Die Wirt- 
ſchaftsverbände Deutſchlands gründen das neue Kredit- 
inſtitut und veranlaſſen ihre Mitglieder Aktien nach 
dem Grade der bisherigen Beteiligung an den Verbänden 
zu übernehmen. Es werden nur unübertragbar Namens- 
aktien auf Goldmark lautend herausgegeben und die 
Aktionäre übernehmen nicht nur die Verpflichtung zum 
unbeſchränkten Nachſchuß, ſondern willigen auch in ge- 
wiffe Bindungen ihres Rohſtoffbezuges und Abſatzes 
und ihrer Produktion durch die neue Bank oder deren 
Tochtergeſellſchaften ein. Die Einzahlung auf die Aktien 
braucht nicht in einem Betrage, auch nicht durch volle 
Barzahlung zu erfolgen, ſondern kann nach Vereins 
barung durch Lieferung von Erzeugniſſen geſchehen oder 
durch Abzüge bei der Verrechnung von Lieferungen. 
Dafür bürgt die Bank für die ſchwebenden Valuta- 
ſchulden ihrer Aktionäre, die Bank gliedert ſich die 


Wirtſchaftsverbände als Tochtergeſellſchaften an und 


gründet, ſoweit es nötig ift, weitere. Die Tochtergeſell⸗ 
ſchaften regeln unter Mitwirkung eines fachlichen 
Aktionärausſchuſſes Produktion, Nohſtoffverteilung und 
Preiſe. Sie find Inlandsorganiſationen und Ubre- 
nungsſtellen der einzelnen Produktionsgruppen und ſollen 
dabei die individuelle Geſchäftstätigteit fo wenig als 
möglich beeinträchtigen, damit die Organiſation den 
Charakter einer Selbſtverwaltung erhält. Das Kredit- 
inſtitut tätigt die Nohſtoffankäufe auf dem Weltmarkt, 
es organiſiert den Auslandsabſatz der ihm zufließenden 
Erzeugniſſe entweder ſelbſt oder überläßt ihn zu be⸗ 
ſtimmten Preiſen dem bisher üblichen Wege des Ver⸗ 
triebes. Vorausſetzung für jede Wirkſamkeit iſt immer, 
daß gearbeitet wird. Eine Mitwirkung von Arbeiter- 
vertretern im Aufſichtsrate und Sicherung eines Ge⸗ 
winnanteiles für das Reich dürfte arbeitsfördernd 
wirken und wäre eine Sozialiſierung ohne Zerſtörung 
der bewährten Betriebsformen unſerer Induſtrie. — 
In der „Voſſiſchen Zeitung“ (11. März) behandelt 
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der Direktor der Oberſchleſiſchen Stahlwerksgeſellſchaft 
Berthold Nothmann 
die Selbſtverwaltung der Eiſeninduſtrie. 

Er geht davon aus, daß die Ziele des Miniſteriums 
Wiſſell⸗Möllendorff mit ſeiner Planwirtſchaft darauf 
gerichtet waren, die Führung der Wirtſchaft in die 
Hände von wirtſchaftlichen Selbſtverwaltungskörpern zu 
legen, daß dagegen das Miniſterium Schmidt⸗Hirſch, 
was die Regelung der Eiſeninduſtrie anbelangt, zunächſt 
an die Wiedereinführung geſetzlicher Höchſtpreiſe dachte, 
und erſt auf den Widerſtand des Ausſchuſſes der Na- 
tionalverſammlung jetzt beſtrebt iſt, einen ſogenannten 
Selbſtverwaltungskörper zu bilden. Dieſer Selbſtver⸗ 
waltungskörper fol aber nach den Plänen des Reichs 
wirtſchaftsminiſteriums in entſcheidenden Fragen, ſofern 
öffentliche Intereſſen gefährdet ſind, dem Einfluß des 
Reichswirtſchaftsminiſteriums unterſtehen. Hier beſteht 
die Gefahr, daß die Selbſtverwaltung in Wirk— 
lichkeit durch wirtſchaftsfremde Beamte durchkreuzt 
wird. Ein Vorgeſchmack für dieſe Gefahren 
muß in der Verfügung des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſteriums über die Februarpreiſe erblickt werden. 
Die Eiſenwerke haben unter dem 23. Januar folgende 
für Lieferung im Februar gültige Preiſe beſchloſſen, 
welche vom Reichswirtſchaftsminiſterium unterm 
23. Februar, alſo nach vollen vier Wochen, wie folgt 
korrigiert wurden: 

Prets- ferledungen — 


tekiepungen des Reiche: des Reichs⸗ 
des wirtſchafts⸗ wirtſchafts⸗ 


Stahlbundes miniſters miniſters 
AM M M 
Thomas⸗RNohblöcke 2255 2190 65 
Vorgewalzte Blöcke 2290 2225 65 
Knüppel 2325 2260 65 
Platinen 2330 2265 65 
Formeiſen 2620 2565 55 
Stabeiſen 2650 2600 50 
Bandeiſen 2900 2860 40 
Aniverſaleiſen 2900 2860 40 
Walzdraht 3150 3120 30 
Grobbleche, 5 mm und mehr 3435 3415 20 
Mittelbleche, 3 mm u. mehr 3870 3865 5 
Feinbleche, 1 mm u. mehr 3935 3935 — 
Feinbleche unter 1 mm 3960 3960 — 
Aufpreis für Siemens⸗ 
Martin⸗Handelsgüte 250 150 100 


Dieſe minimalen Abſtriche wurden verfügt nach 
wochenlangen Prüfungen, welche Abgeſandte des Reichs 
wirtſchaftsminiſteriums über die Selbſtkoſten bei ver- 
ſchiedenen Werken vorgenommen haben. Nun liegen 
die Verhältniſſe heute ſo, daß kaum ein Werk in der 
Lage iſt, ſeine augenblicklichen, noch weniger aber ſeine 
vorausſichtlichen Selbſtkoſten mit Sicherheit feſtſtellen 
zu können, wie foll dies einem abgeſandten Rechnungs- 
prüfer des Reichswirtſchaftsminiſteriums möglich fein, 
dem die intime Sachkenntnis, über welche die Rechnungs⸗ 
beamten der Werke verfügen, abgeht? Trotzdem hat 
das Reichswirtſchaftsminiſterium auf Grund feiner 
Feſtſtellungen es für notwendig befunden, beiſpielsweiſe 
den Preis für Mittelbleche von 3870 AL um ganze 
5 M für die Tonne — fage und ſchreibe fünf Mark 
gleich 0,13%, — herunterzuſetzen. Man iſt ſich im 
Reichswirtſchaftsminiſterium offenbar nicht klar darüber, 
welche Verwirrung im Geſchäftsleben durch eine ſolche 


Verfügung angerichtet wird, welche am 23. Februar 
herauskommt, um einen Preis zu korrigieren, der bereits 
ſeit dem 1. Februar in Kraft und den Kunden berechnet 
worden ift. Das Reichs wirtſchaftsminiſterium kann ſich 
nicht wundern und darf es nicht als Mangel an gutem 
Willen auslegen, wenn derartige unſachgemäße Ver- 
fügungen von den Intereſſenten unbeachtet bleiben. In 
dieſer Weiſe kann die Induſtrie nicht arbeiten. Es geht 
nicht an, daß das Reichswirtſchaftsminiſterium vier 
Wochen, nachdem der Beſchluß der Werke vorliegt, 
dazu Stellung nimmt, ob es die beſchloſſenen Preiſe 
genehmigt oder nicht. In vier Wochen, ja, ſelbſt in 
vier Tagen, iſt die Situation ſchon wieder eine ganz 
andere. Der Aufbau von Selbſtverwaltungskörpern, die, 
wie es der Entwurf des Reichswirtſchaftsminiſteriums 
vorſieht, unter behördlicher Vormundſchaft ſtehen, kann 
weder in der Eiſeninduſtrie noch auf anderen Wirt- 
ſchaftsgebieten zur Entfaltung der produktiven Kräfte 
beitragen und den Ausverkauf Deutſchlands unterbinden. 
Ein Ausweg aus den wirtſchaſtlichen Nöten wird nur 
zu finden fein, wenn man die einzelnen Gewerbe plan- 
mäßig zuſammenfaßt zu wirklichen, bureaukratiſch nicht 
beeinflußten Selbſtverwaltungskörpern. Die Inſtanz, 
welche die Richtlinien für die Wirtſchaftsführung 
in den einzelnen Verwaltungskörpern geben ſollte, 
müßten die wirklich an der Produktion beteiligten 
ſachkundigen Anternehmer und Arbeiter ſein. 
— Der „Berliner Börſen⸗Courier“ (12. März) 
gibt die Ausführungen des Geſchäftsführers des deutſchen 
Sparkaſſenverbandes H. Reuſch in der Zeitſchrift „Die 
Sparkaſſe“ wieder über die 
Zunahme der Spareinlagen im Jahre 1919. 
Nach den Monatsſtatiſtiken des Verbandes beträgt 
einſchließlich der gutgeſchriebenen Zinſen die Jahres- 
zunahme der Einlagen bei den deutſchen Sparkaſſen 
etwa 58% Milliarden Mark, wobei allerdings die Spar- 
kaſſen in Elſaß Lothringen, Poſen und anderen ab- 
gelöſten Gebieten noch eingerechnet ſind. Die Einlagen 
der Sparkaſſen in Groß⸗Berlin allein waren im Jahre 
1919 von 1,558 Mill. M. auf 2,041 Mill. M. gewachſen, 
das bedeutet einen Zuwachs von rund 30%. Bei den 
deutſchen Sparkaſſen insgeſamt iſt im Jahre 1919 eine 
Zunahme der Spareinlagen von 18% anzunehmen. Die 
Entwicklung der Spareinlagen bei den deutſchen Spar- 
kaſſen in den letzten zehn Jahren zeigt die folgende 
Tabelle: 
Es betrugen die Spareinlagen 


in Deutſchland in Preußen 
in Milliarden Mark 


1910. Br 16.7 aan 
1911 3 3 17.8 11.8 
1912 18.7 12.4 
1913 19.7 13.1 
1914 20.5 13 6 
1915 20.4 13.5 
1916 21.4 14.3 
1917 25.8 17.2 
1918 33 22 

1919 39 26 


Die Eon Baana. (20. März) befaßt 
ſich in ihrer wirtſchaftlichen Wochenſchau auch mit der 
Einſchränkung des Börſenverkehrs. 

Der Geſchichtsſchreiber dieſer bewegten Tage wird nicht 


an der Tatſache vorbeikommen, daß die großen deutſchen 
Börſen und Banken in der Erfüllung ihrer Aufgaben 
verſagt haben. Das Börſengeſchäft wird künſtlich auf 
drei Tage in der Woche beſchränkt und die Banken 
löſchen gelegentlich alle Börſenaufträge in Bauſch und 
Bogen als null und nichtig. Kurz vor dem Kappſchen 
Putſch hatten die Berliner Großbanken fogar die An⸗ 
nahme neuer Börſenaufträge für eine volle Woche 
abgelehnt. Mitten in dieſe Zeit fiel der Staatsſtreich, 
nebenbei bemerkt auf einen börſenfreien Tag, und ſo 
ftand der Wertpapierbeſitzer den unerwarteten Er— 
eigniſſen vollſtändig wehrlos gegenüber. Wenn man es 
auch rechtfertigen kann, die Börſen an Kataſtrophen— 
tagen einmal ganz ausfallen zu laſſen, ſo gibt es keine 
Entſchuldigung für ein Syitem, das den Börſenverkehr 
ganz der Leiſtungsfähigkeit der Banken anpaſſen möchte. 
Auf dieſe Weiſe wird das Publikum in die Arme von 
Geſchäften getrieben, die es mit der Ausführung von 
ſolchen Aufträgen nicht allzu genau nehmen. Während 
ſeit Samſtag die Berliner Börſe die ganze Woche (und 
darüber hinaus) geſchloſſen iſt, treibt der ſogenannte 
freie Verkehr, insbeſondere auch am Deviſenmarkt, die 
üppigſten Blüten und ſchädigt zum Teil das Publikum 
in unerhörter Weiſe. Die Berliner Börſe ſollte in 
ihrem eigenen Intereſſe wieder zum regelmäßigen Ab⸗ 
halten von Verſammlungen ſchreiten, will fie fich ſchließ⸗ 
lich nicht ſelbſt als ein wichtiges Inſtrument im deutſchen 
Wertpapiermarkt ausſchalten und die Geſchäfte in 
unerwünſchte Kanäle leiten. 


Umschau. 


Herr E. Sandberg, Di- 
rektor der Norges 
B a n k in Christiania, schreibt: 
„Auf Einladung der Regierungen der drei skandinavischen 
Reiche wurde in Christiania in der Zeit vom 23, bis 
25. Februar eine Konferenz abgebalten, an welcher ausser 
den Vertretern der Nationalbanken der drei Reiche auch 
Vertreter der leitenden skandinavischen Privatbanken teil- 
nahmen. Die Konferenz, deren Zweck besonders darin bestand, 
sich über die Möglichkeiten zur Hebung des internationalen 
Wertes der skandinavischen Krone auszusprechen, prüfte 
in erster Linie die Frage vom interskandinavischen Stand- 


Die nordische Valuta- 
konferenz, 


punkt aus und auf Grund der besonderen Verhältnisse der 


nordischen Länder. Die Teilnehmer der Konferenz 
wachten bestimmt Front gegen die Anwendung der Heil- 
mittel, die hauptsächlich von theoretischer Seite in der 
letzten Zeit häufig empfohlen wurden, nämlich gegen Gold- 
Ausfuhr und Diskonterhöhung. Die Teilnehmer der Kon- 
ferenz einigten sich auf die Erklärung, dass die Gold- 
Ausfuhr die gleiche gute Wirkung auf die Stellung der 
Valuta haben würde, wie die Ausfuhr inländischer Waren; 
aber während die letztere durch erneute Produktion ersetzt 
werden kann, produziert man kein Gold in den nordischen 
Ländern, und die vorhandene Menge in allen drei Ländern 
zusammen ist nicht so gross, als dass nicht die Genehmi- 
gung zur Ausfuhr dahin führen würde, dass das Land 
seine wertvollste Reserve verlieren würde. Ist das Gold 
erst fort, so fürchtet man, dass sowohl innen wie aussen 
ein Misstrauen in die Zahlungskraft der Länder entsteben 
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kann, welches, selbst wenn es unberechtigt ist, die jetzige 
Depression nur verchlimmern würde. Man war deshalb 
der Meir ung, dass die Freigabe des Exportes der Gold- 
bestände der Nationalbanken als ein höchst gewagtes Ex- 
periment bezeichnet werden müsste, Eine Diskonterhöhung 
kann nicht die gleiche Rolle während einer lang anhaltenden 
abnormen Situation spielen wie während einer akuten 
Krise, und kann des weiteren unter den bestehenden Ver- 
hältnissen auch nicht fremdes Kapital herbeiziehen, da 
wenig Kapital zur Verfügung ist, und das, welches vor- 
handen ist, einer gedrückten Valuta gegenüber zurück- 
gehalten wird. Die Erhöhung des Diskontes hat verhältnis- 
mässig wenig zu bedeuten in Zeiten, wo andere preis- 
bestimmende Momente eine weit grössere Rolle spielen 
als sonst, — Wenn man über die Stabilisierung des Ver- 
hältnisses der verschiedenen Valuten zueinander spricht, 
hat man nicht allein an die Valuten zu denken, deren 
hohe Stellung auf das ernsihafteste droht, jeden Einkauf 
in dem betreffenden Lande zu behindern, wenn nicht un- 
möglich zu machen, sondern auch an die Valuten, deren 
niedriges Niveau die Länder praktisch von dem inter- 
nationalen Umsatz ausschliesst. In Skandinavien richten 
sich die Blicke zu allererst auf Zentraleuropa und da 
wieder in erster Linie auf Deutschland, weil es nicht nur 
rein geographisch am nächsten liegt, sondern auch, weil 
die nordischen Länder Generationen hindurch sowohl 
kulturell wie wirtschaftlich eine enge Verbindung mit dem 
Deutschen Reiche unterhalten haben. Deutschland und 
die mitteleuropäischen Staaten haben seit Jahren Skandi- 
navien eine Reihe von Industrieprodukten geliefert, die 
auf Grund ihrer Qualität und ihrer Preiswürdigkeit un- 
zweifelhaften Vorteil boten. Auf der anderen Seite war 
Dentschland in exster Linie der Abnehmer von Schwedens 
Eisenerzen, Dänemarks Ackerbauprodukten und Norwegens 
grossen Fischmengen. Es ist deshalb klar, dass alle Be- 
strebungen, die eine Sanierung der deutschen Valuta zum 
Ziele haben, schon im Hinblick auf Skandinaviens eigene 
Interessen, auf unmittelbare Unterstützung rechnen können. 
In erster Linie ist es notwendig, dass Deutschlands 
Westgrenze der Kontrolle deutscher Zollbeamten 
untersteht, Alle Massnahmen werden wie ein Schlag in 
die Luft sein, alle Arbeit, die deutsche Mark zu heben, 
wird vergeblich sein, wenn dieser Zustand weiler dauern 
darf, Was für Deutschland und damit für ganz Europa 
von fast gleich grosser Wichtigkeit ist, ist, dass der 
Schadenersatz, den Deutschland leisten soll, festgesetzt 
wird. Solange Deutschland die Ungewissheit gleich einem 
Damoklesschwert über sich hängen hat, hat es keine 
Möglichkeit, sich ein klares Bild über seine Lage zu 
machen, Will man deshalb vermeiden, dass Deutschland 
anstatt an dem Wiederaufbau Europas mitzuwirken, ein 
Dasein führen soll, das ein Hindernis für die Gesundung 
Europas sein wird, so muss man nicht nur den Schaden- 
ersatz begrenzen, sondern man muss ihn auch auf einen 
Betrag festsetzen, den Deutschland unter sorgfältiger Be- 
rücksichtigung seiner wirtschaftlichen Kraft wirklich im- 
stande ist zu bezahlen. Aber nicht genug hiermit, eiue 
wesentliche Bedingung, dass Deutschland wieder hoch- 
kommen kann, ist, dass ihm Gelegenheit gegeben wird» 
notwendige Lebensmittel und Rohstoffe einzuführen, als 
unabweisliche Voraussetzung dafür, dass die Produktion 


gehoben wird und der Export wieder in Gang kommt. 
Es ist in diesem Zusammenhang von Interesse zu er- 
wähnen, was eine der ältesten Bankierfirmen Englands in 
einem ihrer letzten Zirkulare an ihre Kunden schreibt: 
„Wenn Deutschland seine Schuld bezahlen können soll 
muss sein Export seinen Import übersteigen. Unsere 
Geschäftsleute stehen dem Dilemma gegenüber, dass, wenn 
sie sich weigern, von Deutschland zu kaufen, Deutschland 
ausserstande sein wird, zu bezahlen; denn Waren sind 
das einzige Mittel wodurch es imstande ist, seine Ver- 
pflichtungen zu erfüllen und kann es nicht exportieren, 
bleibt nichts anderes übrig als der weitere Ruin (nothing 
but further ruin fo her). Wir empfehlen unseren Lesern 
die weisen Worte eines holländischen Bankiers, nämlich, 
dass die Alliierten nicht ihre Kuh melken und ihr 
gleichzeitig die Kehle abschneiden können (that the Allies 
cannot milk their cow and cut it's throat at the same 
ume)“. — Mit vollem Verständnis dafür, wie ungeheuer 
wichtig der Ausgleich der verschiedenen Valuten für die 
Wiederaufnahme der abgebrochenenen internationalen 
Handelsbeziehungen ist, einigte sich die skandinavische 
Valutakonferenz dahin: dass es das Wichtigste ist, zu 
versuchen, das Verhältnis der verschiedenen Valuten 
zu einander zu stabilisieren, aber diese für den wirtschaft- 
lichen Wiederaufbau der Welt so bedeutungsvolle An- 
gelegenheit kann man sich nur gelöst denken, durch 
Verhandlungen mit sämtlichen betroffenen Ländern. Die 
gleichen Klagen wie in den skandinavischen Ländern 
werden mit den gleichen Argumenten in anderen Ländern 
hervorgebracht. Die Konferenz sprach die Hoffnung aus, 
dass die in Aussicht genommene internationale Finanz- 
und Valutakonferenz baldigst verwirklicht werde, und dass 
diese eine Lösung der bedentungsvollen Fragen finden 
möge.“ 

Für die Durchdringung der deutschen 
Industrie mit Auslandskapital sind die 
Vorgänge, die sich beim Phönix, dem grössten west- 
deutschen Montanunternehmen, in der letzten Zeit abge- 
spielt haben, ausserordentlich charakteristisch. Seit einiger 
Zeit wurden an den Börsen Phönixaktien in grossem Um- 
fange aufgekauft, und zwar augenscheinlich von zwei 
Seiten. Auf der einen Seite war es die im Kriege ausser- 
ordentlich stark gewordene Erz- und Eisenhandelsfirma 
Otto Wolff in Köln, die sich einen Einfluss auf den 
Phönix durch Aktienkäufe zu verschaffen suchte. Zunächst 
hiess es, dass die Firma Otto Wolff bestrebt sei, eine 
Fusion zwischen dem Phönix und den Rheinischen Stahl- 
werken anzubahnen, dann hiess es, dass es ihr nur darum 
zu tun sei, die Auslandsverkäufe des Phönix, sowie die 
anderer grosser deutscher Eisenwerke bei sich zu kon- 
zentrieren. Gleichzeitig mit diesen Käufen der Firma 
Otto Wolff wurden nicht unerhebliche Käufe von dem Bank- 
haus Mendelssohn & Co. vorgenommen und im Zusammen- 
hang mit der Exrichtung einer Niederlassung dieses Bank- 
hauses in Holland sprach man von Anfang davon, dass diese 
Käufe für ausländische Rechnung erfolgen. Inzwischen istder 
Schleier gelüftet worden und man weiss, dass neben der Firma 
Otto Wolff auch eine holländische (mit Staatsbeteiligung ge- 
gründete) Gesellschaft, nämlich die Koninklike 
Nederlandsche Hoogovens en Staalfa- 
brieken im Haag Grossaktionär des Phönix geworden 


fn. Phönix. 
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ist. Die Phönixverwaltung stand vor vollendeten Tat- 
sachen und hat dann mit ihren beiden wohl zusammen 
operierenden neuen Grossaktionären Vereinbarungen ge- 
troffen, wonach in der ordentlichen Generalversammlung 
des Phönix eine Zuwahl in den Aufsichtsrat entsprechend 
den Beteiligungen der neuen Gruppen erfolgen wird. Es 
ist weiter in Aussicht genommen, dass der Phönix mit 
seinen Erfahrungen dem Bau eines Hochofenwerkes in 
Holland, den die obengenannte Gesellschaft plant, zur 
Seite stehen wird. Es verlautet, dass mit diesen Aktien- 
käufen nicht die Mehrheit des Phönixkapitals in auslän- 
dische Hände übergegangen ist, wohl aber so erhebliche 
Kapitalteile, dass sie eine Generalversammlungsmehrheit 
unter Umständen ausmachen könnten. Man braucht gegen 
diese Verbindung zwischen holländischen und deutschen 
Eisenindustrie-Interessen an sich volkswirtschaftliche Be- 
denken keineswegs geltend zu machen. Der unter Mit- 
wirkung des Phönix erfolgende Bau eines holländischen 
Hochofen- und Stahlwerkes kann dem Phönix Auslands- 
aufträge hereinbringen, es können sich aus der Verbindung 
mit führenden holländischen Bank- und Industriekreisen 
sehr wohl Vorteile für den Bezug von Rohstoffen und 
Lebensmitteln ergeben, und es können Erleichterungen für 
die Abdeckung der schwedischen Erzschulden geschaffen 
werden. Ein Zusammenarbeiten zwischen der entstehenden 
holländischen und der deutschen Eisenindustrie kann 
durchaus erwünscht sein und es kann die Grundlage fär 
sehr erspriessliche Zukunftsarbeit geschaffen werden. Die 
Tatsache, dass in die em Falle zwar volkswirtschafiliche 
Gefahren nicht ausgeschlossen sind, dass aber die ganze 
Richtung der Kapitalverbindung nützlich erscheint, darf 
jedoch den Blick nicht dafür verschleiern, dass in der 
gleichen Weise, wie hier die Verwaltung eines grossen 
deutschen Unternehmens vor die vollendete Tatsache eines 
starken holländischen Einflusses gestellt worden ist, auch 
andere weniger erwünschte fremde Einflüsse sich durch- 
setzen können. Ehe die Sachlage beim Phönix durch 
Veröffentlichung der Verwaltung geklärt wurde, tauchte 
das Gerücht auf, dass der amerikanische Stahltrust der 
Bewerber um die Phönix-Aktien sei. Nun liegt es auf 
der Hand, dass, wäbrend die nalürlichen Vorbedingungen 
für. ein fruchtbares Zusammenarbeiten zwischen der 
holländischen und der deutschen Stahlindustrie gegeben 
zu sein scheinen, sich zwischen den Interessen der 
amerikanischen und der deutschen Stahlindustrie, insbe- 
sondere im Wettkampf an den überseeischen Märkten 
heftige Interessengegensätze in Zukunft wieder entwickeln 
können, wie sie in der Vergangenheit bestanden haben, 
Die Beherrschung führender deutscher Unternehmungen 
durch fremdes Kapital aus Ländern, bei denen die Vor- 
bedingungen für wirtschaftliche Zusammenarbeit nicht 
gegeben sind, bei denen diese Beherrschung vielmehr zu 
einer Versklavung der deutschen Wirtschaft zu werden 
droht, ist eine Gefahr, die auch durch die harmloseren 
Vorgänge beim Phönix wieder in ein helles Licht gerückt 
worden ist. Diese Gefahr besteht so lange, wie das einzelne 
Unternehmen in seiner Produktionsführung und in seinen 
Auslandsgeschäften selbständig, unter Umständen auch 
gegen die Interessen der deutschen Volkswirtschaft, zu 
handeln in der Lage ist. Das Mittel, das zur Beseitigung 
dieser Gefahren angewandt werden kann, ohne gleichzeitig 
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den notwendigen Einstrom fremden Kapitals gänzlich zu 
unterbinden, ist, wie an dieser Stelle wiederholt dargelegt 
worden ist, die Uebertragung der wichtigsten Entscheidungen 
über die Produktionsfährung, die Preis- und Verkaufspolitik 
am In- und Auslandsmarkte von den Einzelunternehmen 
auf paritätisch zusammengesetzte, gemeinwirtschaftliche 
Selbstverwaltungskörper der Industrie. Die Durchsetzung 
des Phönix mit ausländischen Interessen ist ein neues 
Warnungssignal an die für die Wirtschaftsführung 
verantwortlichen Stellen, den zum Schutz der deutschen 
Volkswirtschaft gegen Ueberfremdung notwendigen Aufbau 
der Wirtschaft nicht noch länger hinauszuschieben. 

Herr Arthur Heichen- 
Leipzig schreibt: „Die 
h Leipziger Mustermesse 
zeigte an manchen Stellen ein Bild, dem der Volkswirt 
nicht ohne Besorgnis gegenüberstehen kann. Die unge- 
mein starke Kauflust, die sich allenthalben besonders für 
die hochwertigen Luxuserzeugnisse der Edelmetall- und 
Bijouteriebranche und der Kunstgewerbe im weitesten 
Sinne des Wortes zeigte, wäre an sich sebr erfreulich, 
wenn diese Erzeugnisse nur ins Ausland gingen und 
uns auf diese Weise Zahlungsmittel zur Finanzierung 
unserer Rohstoff- und Lebensmitteleinfubr schafften. So 
lagen aber die Dinge nicht. Sondern, wer genau hinge- 
sehen hat, der konnte bemerken, dass sich der inländische 
Einkäufer durchaus nicht die Zurückhaltung auferlegte, die 
hinsichtlich der Versorgung des Inlandmarktes mit Luxus- 
erzeugnissen — und man tut gut, diesen Begriff unter den 
heutigen Verhältnissen so weit als möglich zu spannen — 
so dringend notwendig erscheint. Es mass doch nach- 
denklich stimmen, wenn z. B. der Vorsitzende der Heidel- 
berger Uhrmacherinnung berichien konnte, vor einiger 
Zeit seien 80% seiner Kollegen „ausverkauft“ gewesen, 
und wenn er aus diesem Gesichtspunkte heraus, man 
werde schon Käufer genug finden, seinen Kollegen in 
einer Verbandssitzung der Deutschen Uhrmacher-Innungen 
und -vereine zu Leipzig den freundschaftlichen Rat gab, 
nur tüchtig einzukaufen. Dass aber schärfste Restriktion 
des Inlandkonsums hinsichtlich der nicht unbedingt lebens- 
notwendigen Verbrauchsgüter mehr denn je angebracht 
ist, darüber sind sich denn heute eigentlich so alle Volks- 
Wirte unbeschadet ihrer sonstigen wirtschaſtspolitischen 
Richtung ziemlich einig. Aber mit den Erfordernissen einer 
nationalen Sparpolitik grossen Stils stehen die Erscheinungen, 
die die Leipziger Mustermesse zeitigte, nicht in Ein. 
klang. Es will uns durchaus nicht in den Kopf, was 
all die Schlitzstrümpfe, die Batiks, die wertvollen Buch- 
einbände, was ein grosser Teil der kunstgewerblichen Er- 
zeugnisse überhaupt auf dem Inlandmarkt zu suchen haben. 
Wenn das Ausland sich daran satt kaufte, könnte das uns 
nur recht sein. Aber auch das Inland trat als starker 
Käufer auf. Das füllt nun wiederum die Lager und Läden, 
fliesst von bier in das veräsielte Netz der Kanäle des 
Inlandkonsums, die für derlei Erzeugnisse besser ganz 
verstopft würden, um die Kanäle des lebensnotwendigen 
Bedarfs besser und stärker betieseln zu können oder um 
im übrigen tiberhaupt zu sparen. Das gibt all der 
„zusätzlichen“ Kaufkraft, an deren Schöpfung unsere gegen- 
wärtige Zeit produktiver ist als an der Schöpfung realer 
Werte, gibt dem neuen Reichtum der Schieber und Speku- 


Messe und Inlandkonsum. 


lanten und Steuerflächtigen Gelegenheit, erraffte Papier- 
markgewinne in Warenwerten zu placieren und sich vor 
Steuern und weiterer Preissteigerung in sicheren Port un- 
kontrollierbaren Warenbesitzes zu flüchten. Das verleitet 
und reizt aber auch weite Kreise der Arbeiter- und An- 
gestelltenschaft, die mit zusätzlicher Kaurkraft in Gestalt 
periodisch sich wiederholender Lohn- und Gehaltserhöhungen 
nicht unbedacht bleiben, zu unnötigen und überflüssigen 
Käufen, um ihrerseits in einer Welt wirtschaftlicher Un- 
sicherheit am sicheren Warenbesitz und dessen fortdauernder 
Wertsteigerung mit teilzunehmen und schafft Hemmungen 
gegen die Konsumeinschränkung. Statt alle einigermassen 
entbehrliche Kaufkraft zu sparen und zu binden und sie 
der Produktion für das Ausland oder aber hinsichtlich 
des Inlandes für wirklich „produktive“ Zwecke zur Ver- 
fügung zu stellen, wird sie so einem unmittelbaren Verzehr 
entgegengeführt oder aber zur Thesaurierung von totem 
zinsenfressenden Konsumtivkapital verwendet, das seiner- 
seits nicht neue reale Werte schafft, sondern nur der 
Beschaulichkeit und dem Luxusbedürfnis des jeweiligen 
Besitzers und als Rückversicherung gegen die fortschreitende 
Entwertung der Papiermark dient und sich dem Auge des- 
Steuerbeamten leichter entziehen lässt als produktives 
Kapital. Solchen spekulativen Charakter — geboren aus 
Stenerscheu und Angst vor der Papiermark — zeigte auch 
das Leipziger Messegeschäft und hierin liegt seine bedenk- 
liche Seite, nämlich in der Divergierung der Kapital- 
verwendung, das produkliven Zwecken entzogen wird 
in einer Zeit unerhörter Kapitalknappheit. Und darin, in 
der Transformierung von Pıoduktivkapital oder von Kapital, 
das eigentlich solches sein sollte, zu totem Konsumtiv- 
kapital zu spekulativen Zwecken zur Befriedigung über- 
flüssiger Bedürfnisse, liegt das volkswirtschaftlich Bedenk- 
liche des Leipziger Messegeschäftes, das ihm aber zu 
einem guten Teil überhaupt erst den Stimulus gab.“ 


Am 23. März ist ein Jahr ver- 
gangen, seit das sogenannte 
Sozialisierungsgesetz Rechtskraft gewonnen hat. An 
der Spitze dieses Gesetzes steht der folgende Satz: „Jeder 
Deulsche hat unbeschadet seiner persönlichen Freiheit die 
sittliche Pflicht, seine geistigen und körperlichen Kräfte 
so zu betätigen, wie es das Wohl der Gesamtheit er- 
fordert.“ — Ist dem Herrn Reichskanzler bekannt, dass 
in dem Jahre seit Inkraftireten dieses Gesetzes Verstösse 
gegen diese Gesetzesvorschrift vorgekommen sind? Wenn 
ja, was gedenkt er dagegen zu tun? U. A. W. g. 


Börse und Geldmarkt. 


Wenn diese Zeilen erscheinen, hat jedenfalls schon 
wieder die erste Börsenveisammlung stattgefunden, und 
man wird an den Kursen ablesen können, welche 
Wirkungen das hirnverbrannte Kapp'sche Abenteuer auf 
unsere Wirtschaft gehabt hat. Als am Sonnabend, dem 
13. März, die ersten Meldungen über die Aufrichtung 
einer Militärdiktatur durch einen Alldeutschen schärfster - 
reaktionärer Prägung aus Berlin in die Welt hinausgingen, 
da setzte sofort an den Devisenmärkten die Notierung der 
Reichsmark aus. Zu keinem Preise war deutsche Valuta 
zu verkaufen, denn das Ausland sagte sich mit vollem 


li. Kleine Anfrage. 
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nan notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Freitag, 
26. März 


— — 


Sonnabend, 
27. März 


Montag, 
29. März 


'@.-V.: Frankfurter 


Hypothekenbank, 
Deutsche Petroleum-A.-G., Allgemeine 
Lokal- und Strassenbahn, Tellus A.-G. 
für Bergbau und Hüttenwerke, A.E.G. 
Schnellbahn, Gustav Genschow, Alkali- 
werke Ronnenberg, Oldenburg-Portu- 
giesische Dampfscbiffs-Rhederei, Hu- 
bertus Braunkohlen-A.-G., Steffens & 
Nölle, Kaliwerke Salzdetfurth, Kupfer- 
werke Deutschland, Lindener Aktien- 
Brauerei Brande & Meyer, Terrain-Ge- 
sellschaft Nieder - Schönhausen, Ver. 
Portland - Zement- und Kalkwerke 
Schimischow- Silesia, Allgemeine Häuser- 
bau- A.-G. Berlin, Kammgarnspinnerei 
Stöhr, Triptis A.-G., Deutsche Ton- und 
Steinzeugwerke Charlottenburg, Wasser- 
werk für das nördlich westfälische Kohlen- 
revier, Alfred Gutmann Maschinenbau- 
A.-G., Gerresheimer Glashüttenwerke, 
Erdmannsdorf A.-G. für Flachsgarn- 
Maschinen-Spinnerei und Weberei, Ver- 
einsbrauerei Artern. 


a —— — — 
Bankausweis New-York. — G.- V.: Kieler 


Bank, Osnabrücker Bank, Frankfurter 
Bank, Coburg-Gothaische Bank A.-G., 
Grundcredit-Bank Königsberg, Waren- 
creditanstalt Hamburg, Ver. Märkische 
Tuchfabriken, Ver. Glanzstofffabriken, 
Barmer Bergwerks- und Hütten-Verein, 
Akt.-Ges. Joh. Jeserich, Siemens Elektr. 
Betriebe, Akt.-Ges. für Eisenindustrie 
Harkort, A.-G. vorm. Seidel & Naumann, 
Berliner Jut:spinnerei und Weberei, 
Gebhard & Co. Vohwinkel, Schlesische 
Dampfer- Comp., Berliner Lloyd, Han- 
noversche Kaliwerk e, Schlesische A.-G, 
für Portland-Cementfabrikation zu Gro- 
schowitz, Westdeutsche Kalkwerke Cöln, 
Oberschlesische Portland-Cement- und 
Kalkwerke Gross-Strehlitz, Neue Baum- 
wollspinnerei und Weberei Hof, Kahl- 
baum Spritfabrik, Essener Bergwerks- 
verein, König Wilbelm, Maschinen- und 
Armaturenfabrik Strube, Bremer Woll- 
kämmerei. — Schluss der Zusammen- 
legungsfrist Hartung Gussstablfabrik. 


33 
G V.: Westholstemische Bank, Holsten- 


Bank, Cbemnitzer Bankverein, Ober- 
schlesische Eisenbahnbedarfs - A. - G., 
Eintracht Braunkohlenwerke, Chem. 


Werke Albert, Concordia Spinnerei und 
Weberei, Hilgers A.-G. für Verzinkerei, 
Oberschlesische Kokswerke und Che- 
mische Fabriken, Schlesische Kohlen- 
und Cokes-Werke, Stolberger Zinkhütten, 
Danziger Elektrische Strassenbabn, Han- 
noversche Papierfabriken Alfeld Gronau, 
Carl Erost & Co., Metallwerke vorm. 
J. Aders, Milowicer Eisenwerk, A.-G. 
lür Rheinisch - Westfälische Industrie, 
Maschinenfabrik Germania Chemnitz, 
Ver. Kuustinstitute Troitzsch, Greppiner 
Werke, Chemische Fabrik Heyden, 
Merksche Guano- und Phosphat-Werke, 
Kammgarnspinserei Gautzsch, Argo 
Dampfschiffs Gesellschaft, NeueDampfer- 
Compagnie Stettin, Kronprinz A.-G. für 
Metallmdustrie, Heddernheimer Kupfer- 
werk, Siegen-Solinger Gussstahl-A.-G. 
— Schluss des Bezugsrechts Orenstein & 
Koppel, Bezugsrechts Braunschweiger 
Privatbank. 


Dienstag, 
30. März 


Mittwoch, 
31. März 


Donnerstag, N 
1. April | 


Freitag, 
2. April 


Sonnabend, 
3. April 


Montag, 
5. April 


Dienstag, | 
6. April 


| 
| 
i 
| 


| 
I 
f 
fi 
Y 


| 


| 


| 
| 


@.-V.: Braunschweiger Privatbank, Süd- 
deutsche Bodencreditbank, Hallescher 
Bankverein, Kulisch & Kaempf, Olden- 
burgische Landesbank, Vogtländische 
Creditbank, Köln - Neuessener Berg- 
werks-Verein, Deutsche Wasserwerke 
A.-G., Julius Pintsch A.-G., Berliner 
Hotel-Gesellschaft, Rheinische Metall- 
waren- uni Maschinenfabrik, Aren- 
berg A.-G. für Bergbau und Hütten- 
betrieb, Flöther Maschinenbau-Anstalt, 
Portland - Cementfabrik vorm. Giesel 
Oppeln, Zeitzer Eisengiesserei und 
Maschinenfabrik A.-G., Ottensener Eisen- 
werk, Kaliwerke Friedrichshall, Th. Gold- 
schmidt A.-G., Berliner Cichorienfatrik, 
Bedburger Wollindusirie A.-G., Kaliwerk 
Steintörde, Grube Leopold bei Edderitz, 
Egestorff Salzwerke und Chemische 
Fabriken, Union Fabrik chemischer 
Produkte, Petroleumraffinerie Korff, 
Bıaueıei Isenbeck, Salpeterwerke Gilde- 
meister, Eisenwerk Meyer jr., Aklien- 
Bauverein Passage Berlin, Gubener 
Hutfabrik, Böddinghaus Reimann, Hack e- 
thal Draht- und Kabelwerke, Berthold 
Messinglinien und Schriftgiesserei A.-G., 
Ver. Fränkische Schuhwarenfabriken, 
Ver. Fıankfurter Gummiwarenfabriken, 
Strassenbahn Hannover, Rheinisch- 
Nassauische Bergweiks- und Hütten- 
A.-G. — Schluss des Bezugsrechts neue 
Aktien Sinner A.-G. 


— —— — ͤ ö0 A —— 

@.-V.: Württembergische Notenbank, Elek- 
trizitäts-Lieferungs-Gesellschaft, Halle- 
sche Pfännerschaft A.- G., Aschinger 
Akt.-Ges., Reiss & Martin A.-G., Königs- 
berger Dampfer- Compagnie, Königsborn, 
Armaturen- und Maschinenfabrik Hilpert, 
Eisenhültenwerk Marienhütte, C. Heck- 
wann A.-G. — Schluss der Einreichungs- 
frist Galvanische Metall- Papierfabrik, 
Umtauschfrist Aktien Eisenhütte Silesia, 
Bezugsrechts Vogt & Häffner, Vogel 
Isolierte Drähte. 

Tronage- Bericht. — Bankaus weise London, 
Paris. — G. - V. e Bremer Jutespipnerei 
und Weberei. — Schluss des Bezugs- 
rechts Polyphon - Akt. - Ges. Wahren, 
Bezugsrechts Aktien Eisen- und Stahl- 
werk Hoesch, Aktien Kabelwerk Rheydt. 


Karfreitag. 


Baukausweis New- Vork. — G.- F.. War- 
steiner Gruben- und Hütten-Werke, 
Bremer Linoleum-Werke Delmenhorst. 


| 
Osteın. 


G. V.: Würtiembergische Hypotheken- 
bank. 

Verlosungen: 
1. April: 2½ % Raab-Grazer E.-B. 
150 Gld. (1871). 3% St. Rotterdam 
100 Gla. (1869), Türkische 400 Fr. 
(1870), 3% Griechische Nationalbank 
400 Fr. (1880), 4% Theiss Regul. 
100 Gld. (1880). 5. April: 2/10. 3% 
Credit foncier 250, 400 u. 500 Fr. 
(1879, 1880, 1891, 1899, 1909), 2¼% 
Stadt Paris 400 Fr, 1894/96 desgl. 3%, 
300 Fr. (1912). 


nie Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 


Generalversammlungen, 


Ablauf von Bezugsrechlen, Markttage, 


Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 


lassen. 
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Recht, dass die gewaltsame Aufrichtung einer Militär- 
herrschaft in Deutschland mit Naturnotwendigkeit den 
völligen Auseinanderfall des Reiches zur Folge haben 
müsste. Süddeutschland, die Rheinlande, Oberschlesien, 
alle Teile auch Preussens sonst, die sich nicht dem 
Absolutismus einiger pommerscher und ostpreussischer 
Junker unterwerfen wollten, würden die politischen Konse- 
quenzen ziehen. Und ferner: ein neues Vorgehen der 
Entente gegen Deutschland erschien nur allzu wahrschein- 
lich. Denn das eine Regierung Kapp, die sich nur auf 
das Offizierkorps stützte, aber gegen das Volk regierte, 
die Bestimmungen des Friedensvertrages über das Deutsch- 
land zugestandene Heer verletzen musste, um sich zu 
halten, und dass sie dem Versprechen der Aburteilung 
der sogenannten Kriegsverbrecher in Leipzig nicht nach- 
kommen könnte, war jedem Einsichtigen sofort klar. Erst 
in den nächsten Tagen, als die weiteren Nachrichten, die 
aus Berlin kamen, die Plan- und Haltlosigkeit der 
Kapp'schen Unternehmung deutlich aufzeigten, und vor 
allem Generalstreik und die Weigerung der Beamten, die 
neue Regierung anzuerkennen, von vornherein ihr nur 
wenige Tage Lebensdauer zubilligen liessen, kamen wieder 
Notizen der Markdevise im Auslande zustande, die jedoch 
klar erkennen liessen, dass man damit rechnete, dass das 
ganze Kapp'sche Abenteuer und das sich daran anschliessende 
politisch-wirtschafiliche Chaos dem Lande schwere Schäden 
bringen müsste. Die erste Notierung in Amsterdam ent- 
sprach etwa einer Wertbemessung der Mark von 4 Pf. 
nach dem noch am 12. März nahezu wieder ein Wert von 
7 Pf. erreicht worden war. Während heute, am 22. März, 
diese Zeilen geschrieben werden, zeigt die Fieberkurve 
unserer Volkswirtschaft, der Devisenkurszettel, noch immer 
krankhaft erhöhte Temperatur. Die nordischen Devisen, 
die am 12. März auf 1228 gestanden hatten, halten sich 
auf 1400, Schweden, das vorher 1448 notierte, auf 1610. 
New York, das während der Kapp-Herrschaft bis auf 92 
gestiegen war, notiert jetzt 80 nach 72,90 am 12. März, 
der Schweizer Franken ist von 1253 auf 1375 geklettert, 
und auch London, das vor Ausbruch des Militärputsches 
anf 270 herabgedrückt werden konnte, ist wieder auf 
302 ½ emporgegangen. Nur der Pariser Franken zeigt 
eine verhältnismässig geringe Steigerung. Wie dem auch 
sei, wie die Devisenkurse sich in der nächsten Zeit ent- 
wickeln werden: wirtschaftlich hat uns der Putsch, 
der eine grosse Reihe von Kämpfen im Reich ent- 
fesselte und Kohlenförderung und Gütererzeugung eine 
Zeitlang stillstehen liess, wieder weit zurückgeschleudert. 
Staat und Gemeinden werden vielfach gewaltige 
Tumultschäden zu bezahlen baben und auch das energischste 
Vorgehen gegen alle Schuldigen und die Konfiskation 
ihrer Güter wird nur verschwindend geringe Teile dieser 
Ausgaben wieder einbringen können. Wenn übrigens die 
Devisenkurse im Auslande nicht noch weiter gefallen sind 
als es geschehen ist und sich in ihnen die Bestürzung 


der Umwelt über den unsinnigen Husarenritt nicht noch 
stärker ausgeprägt hat, so ist das vor allem die Folge der 
inzwischen bekannt gewordenen Entschliessung Amerikas 


gewesen, dass es Deutschland — natürlich pur für den 
Fall, dass die alte Regierung wieder die Zügel in die 
Hand bekäme, und das Chaos vermieden würde — eine 


Anleihe von einer Milliarde Dollar zum Ankauf von Roh- 
stoffen gewähre. Wir nehmen an, dass es sich bei dieser 
Zahl um eine amerikanische Milliarde, d. h. um 100 Mil- 
lionen Dollar handelt, aber selbst diese Ziffer deutet an, 
dass diese Anleihe für uns eine fühlbare Erleichterung 
bedeutet. Kann man auch bei den sehr stark gestiegenen 
Weltmarktpreisen in Amerika dafür nicht solche Mengen 
Rohstoffe erwerben, wie wir brauchen, um den heimischen 
Bedarf zu befriedigen und unsere Fabriken durch Auf- 
nahme des Veredlungsverkehrs für das Ausland wieder 
in Betrieb zu setzen, so muss doch bedacht werden, dass 
100 Millionen Dollar heute 2 Milliarden c# bedenten, 
deren Ausfuhr nach Amerika unsere Valuta weiter stark 
herabgedrückt haben würde. Vor allem aber würde die 
amerikanische Anleihe ein Vertrauensvotum bedeuten für 
die Zukunft unseres Landes, das auf die übrige Welt nicht 
ohne Wirkung bleiben kann. 

Die Berliner Börse ist während der ganzen Krisen- 
zeit geschlossen gewesen. Ob das unbedingt richtig ist, 
bleibt dahingestellt. Es ist gewiss notwendig, dass über- 
stürzte Verkäufe in Krisenzeiten und damit unnötige Ver- 
luste für die aussenstehenden Kreise vermieden werden. 
Aber schliesslich hat eine Wertpapierbörse den Zweck, 
als Markt zu fungieren, und ein Markt, der sich dauernd 
selbst ausschaltet, verliert allmählich die Existenzberechli- 
gung. Schon jetzt wird es allmählich reichlich un- 
sympathisch, dass lediglich um den Banken die Arbeits- 
last zu erleichtern, drei Börsenfeiertage eingeschoben 
werden. Die Banken hätten ruhig eine etwas bessere und 
weitsehendere Personalpolitik treiben sollen, dann wären 
sie vielleicht etwas eher mit dem Geschäftsandrang fertig 
geworden. So, wie man es aber in der letzten Zeit 
machte und jetzt wieder machen will, dass man mir nichts 
dir nichts Limite als erloschen betrachtete und dekretiert, 
dass keine Börsenaufträge für den gleichen Tag an- 
genommen werden, verschärft man den Spielcharakter der 
Börse unerträglich und setzt vor allem die Elemente, die 
nicht an der Börse selbst anwesend sein können, auf die 
aber doch die Banken als Kunden sehr ungern verzichten, 
so sehr in Nachteil gegen die Berufsspekulation in der 
Burgstrasse, dass es im allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Interesse nicht mehr so weitergehen kann. Entweder hat 
man eine Börse, die dem ganzen Volke und der Wirtschaft 
gleichmässig zur Verfügung steht, oder einen Spielklub 
für einen kleinen Kreis Auserwählter. Die Wahl dürfte, 
so glaube ich, hier nicht schwer fallen. Es scheint aber 
nicht leicht zu sein, den verantwortlichen Herren in der 
Burgstrasse diesen Standpunkt klar zumachen. Justus. 
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Die soziale Sachwerterhaltung auf dem Wege der 
Versicherung. Von Dı. Hans Heymann, Berlin 
1920. Verlag Julius Springer. Preis geh. M 7.—, 
gebunden # 9.— und 25 %. 


Briefe Wilhelms Il. an den Zaren 1894-1914. 


Herausgegeben und eingeleitet von Protessor Dr. 
Walter Goetz. Berlin 1920. Verlag Ullstein & Co. 
Preis M 25.—. 


Fürst Bismarcks Entlassung. Von Professor Dr. 
Georg Freiherrn von Eppstein. Verlag von 


August Scherl G. m. b. H. Berlin 1920. Preis geh. 
# 12.—, geb. M 16.— 

Einleitung des Herausgebers. — Vorwort des Staats- 
sekretärs Dr. von Boetticher. — Die Aufzeichnungen 
desselben. — Die Aufzeichnungen des Chefs der Reichs- 
kanzlei Dr. von Rottenburg. — Dokumente. — Anlagen. 


— Alphabetisches Personen- und Sachregister. — Zwei 
Bilder. 


Sammlung deutscher Gesetze 46. Die Steuergesetze 
1919. Zweiter Teil. Berlin, Mannheim, Leipzig 1920. 
I. Bensheimer. Pieis # 5 —. 

Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 (Reichs- 
gesetzbl. S. 1993). — Verordnung zur Einführung der Reichs- 
abgabenordnung vom 18. Dezember 1919 (Reichsgeseizbl. 

S. 2101) — Gesetz über das Reichsnotopfer vom 31. De- 

zember 1919 (Reichsgesetzbl. S. 2189). — Umsatzsteuer- 

gesetz vom 24. Dezember 1919 (Reichsgesetzbl. S. 2157). 

— Vorläufige Ausführungsanweisung zum neuen Umsatz- 

steuergesetz vom 18. Dezember 1919. — Luxusstener im 

Kleinhandel im Kalenderjahr 1920 vom 13. Dezember 

1919 — Gesetz über Steuernachsicht vom 3. Januar 1920. — 

Zweite Verordnung über Massnahmen gegen Kapitalfiucht 

vom 14. Januar 1920. — Stichwortverzeichnis. 


Die Unverantwortlichen. Roman von Fedor von 
Zobeltitz. Berlin 1920. Verlag Ullstein und Co. Preis 
M. 11.— 


Wirtschaftskrieg und Kriegswirtschaft. Zur Ge- 
schichte des deutschen Zusammenbruchs von Arthur 
Dix. Berlin 1920. Ernst Siegfried Mittler & Sohr, 
Preis geheftet M 18.—, gebunden M. 21.—. 

Vorwort, — Sieger und Besiegte, — Der Wirtschafts- 
krieg. — Die deutsche Kriegswirtschaft. — Schluss. 


Der Zahlungsverkehr Band II. Internationaler Zah- 
lungsverkehr und Wechselkurse von Dr. Schmidt 
ord. Professor a. d. Universität. Frankfurt a. M. 
Leipzig 1919. Preis geheftet M. 14. —, gebunden 
M. 16 — und 10% 

Bilanzgedanke und Wechselkurse. — Die internationalen 


Zahlungsmittel. — Die Preise der Zahlungsmittel. — 
Die technischen und rechnerischen Grundlagen des 
Zahlungsmittelhandels. — Der Fandel in auslän- 
dischen Zahlungsmitteln. — Die langfristigen Bewe- 


gungen der Wechselkurse. — Die Abhängigkeit des 
Wechselkurses von Zinsgeschäfien und Marktzins- 
differenz. — Die Arbitrage im Zahlungs mittelmarkt. — 
Die Beherrschung der Wechselkurse. — Die Wechsel- 
kurse während des Krieges. — Die Wechselkurse 
nach dem Kriege. 
Die Besteuerung des Vermögenszuwachses. Von 
Dr. Herbert Schachian, Rechtsanwalt in Berlin. 
Berlin 1920. Verlag von Franz Vahlen. Preis A 12,—. 


der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Literaturverzeichnis. — Der Öffentliche Steueranspruch. 
Vermögen, Vermögenssteuer, Vermögenszuwachs, Ver- 
mögenszuwachssteuer. — Die reichsrechtliche Regelung der 
Besteuerung des Vermögenszuwachses. — Die Fortentwick- 
lung der Vermögenszuwachsbesteuerung. — Steuertabelle 
für das Vermögenszuwachssteuergesetz vom 10. September 
1919. — Alphabetisches Sachregister. 


Gibt es einen persönlichen Gott? Wirklichkeit und 
Phantasie. Kritik unserer Vorstellung vom Wirken un- 
sichtbarer Kräfte als der Ursache einer persönlichen 
Kraft nebst einer Betrachturg des Weltalls von einem 
Landwirt (Autodidakt). Leipzig 1920. Bruno Vogler 
Verlagsbuchhandlung. Preis geheftet % 8,—, gebunden 
e 19.—. 

Das Ideal der Weltzerstörung. Von Walter Schubart. 
Leipzig 1920. Bruno Vogler Verlagsbuchhandlung. Preis 
MA 1.50. 

Der Judaismus. — Der Bolschewismus. — Deutsch- 
land und das Ideal der Weltzerstörung. 


Reichspostbuch. Elsners Betriebsbücherei. 
G. Theel. Berlin 1920. Verlag Oito Elsner. 
A 8,40 und 10%. 

Entwicklung und Gliederung der R. P. und T. B. — 
Gesetzliche Grundlagen. — Postverkehr. — Allgemeines. 
— Posisendungen. — Paketverkehr. — Geldverkehr. — 
Zeitungsverkehr. — Personenbeförderung. — Auslands- 
verkehr. — Telegraphenverkehr. — Fernsprechverkehr. — 
Postscheckverkehr. — Sonstige Geschäfte der Reichspost. 
— Gebührenübersicht. — Sachverzeichnis. — Anlagen. 


Elsners Betriebsbücherei. Der Eisenbahnverkehr. 
Von E. Wilske. Berlin 1920. Verlag Otto Elsner. 
Preis #4 9,— und 10%. 

Allgemeines über die Beförderung. — Beförderung 
von Gütern. — Die Beförderung von Expressgut. — Be- 
förderung von Personen. — Beförderung von Reisegepäck. 
— Beförderung von Leichen. — Beförderung von lebenden 
Tieren. — Verzeichnis der Anlagen. — Sachregister. 


Die Wirtschafts- und Handelsschule als Glied der 
nationalen Einheitsschule. Von Adolf Willareth. 
Pforzheim 1919. Buchdruckerei und Verlagsanstalt 
Donatus Weber. Preis # 2,—. 

Einleitung. — Bisheriger Ausbau der Handelsschule 
und kurzer geschichtlicher Ueberblick. — Bedeutung und 

Notwendigkeit der Vorbildung durch die Wirtschafts- und 


Von 
Preis 


Handelsschule. — Die Organisation der Wirtschafts- und 
Handelsschule, — Lehrziel der Wirtschafts- und Handels- 
schule. — Unterrichtsfächer. — Warum nicht Handels- 


realschule. -— Die Lehrkräfte der Wirtschafts- und Handels- 

schule. 

Das deutsche Siedelungswerk. Von Dr. Hans 
Ponfick, Geh. Reg.-Rat und vorir. Rat im Reichs- 
arbeitsministerium. Berlin 1920. Zentralverlag G. m. b. H. 
Preis # 0,50. 


Gesetz über das Reichsnotopfer. Guttentagsche 
Sammlung. Textausgabe mit Sachregisier. Berlin und 
Leipzig 1920. Vereinigung wissenschaftlicher Verleger 
Walter de Gruyter & Co. Preis #2 1,50. 


Umsatzsteuergesetz vom 24. Dezember 1919. 
Guttentagsche Sammlung. Texlausgabe mit Sachregister. 
Berlin und Leipzig 1920. Vereinigung wissenschaftlicher 
Verleger Walter de Gruyter & Co. Preis # 3,—. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil G. Friedmann- Charlottenburg. 


Anzeigen des Plutus. 


Louis David, Bankgeschäft, 


Bonn a. Rhein, Bahnhofstrasse 3. 


An- und Verkanf von Wertpapieren, Kuxen und 
Obligationen des Kohlen-, Kali- und Erzmarktes, 


12000 


Fabrik isolierter Drähte 
zu elektrischen Zwecken 


(vormals C. J. Vogel Telegraphendraht-Fabtik) Aktiengesellschaft, 


In der ordentlichen Generalversammlung vom 24. Januar 
1920 ist die Erhöhung des Grundkapitals unserer Gesellschaft 
auf nom. M. 11 500 000.— durch Ausgabe von 4000 auf den 
Inhaber lautenden Aktien über je nom. M. 1000.—, die für 
das Geschäftsjahr 1919/20 voll dividendenberechtigt sind, be- 
schlossen worden. 

Die neuen Aktien sind von einer Bankengemeinschaft mit 
der Verpflichtung übernommen worden, den Aktionären der 
Gesellschaft ein Angebot zu machen, derart, dass mit einer 
Ausschlussfrist von 14 Tagen auf je zwei der bisherigen Aktien 
über je nom. M. 1000.— eine neue Aktie über nom. M. 1000.— 
bezogen werden kann. 

Nachdem der Erhöhungsbeschluss und gleichzeitig die er- 
folgte Durchführung am 25. Februar 1920 in das Handels- 
register des Amtsgerichts Berlin-Mitte eingetragen worden sind, 
fordern wir namens der Bankengemeinschaft die Aktionäre 
hierdurch auf, das Bezugsrecht unter folgenden Bedingungen 
auszuüben: 

1. Die Anmeldung zur Ausübung des Bezugsrechis hat 

bei Vermeidung des Ausschlusses vom 


10. März bis zum 31. März 1920 einschliesslich 


bei der Commerz- und Disconto-Bank in 
Berlin, Hamburg, Hannover und Leipzig 
oder bei dem Bankhause A. Hirte in Berlin oder 
bei der Nationalbank für Deutschland in 
Berlin zu erfolgen und zwar provisionsfrei, sofern 
die alten Aktien nach der Nummernfolge geordnet 
ohne Dividendenscheinbogen mit einem doppelt aus- 
gefertigten Anmeldeschein, wofür Formulare bei den 
genannten Stellen erhältlich sind, während der bei 
jeder Stelle üblichen Geschäftsstunden eingereicht 
werden, Soweit die Ausübung des Bezugsrechts im 
Wege der Korrespondenz erfolgt, werden die Bezugs- 
stellen die übliche Bezugsprovision in Anrechnung 
bringen. Die alten Aktien werden abgestempelt 
zurückgegeben. 

2. Der Bezugspreis von 130% zuzüglich 5% Stückzinsen 
auf den Nennwert der bezogenen neuen Aktien vom 
1. Oktober 1919 ab bis zum Bezugstage und zuzüglich 
Schlussscheinstempel ist bei der Anmeldung in bar 
zu entrichten. 

3. Beträge von weniger als nom. M. 2000.— alte Aktien 
bleiben unberücksichtigt, jedoch ist jede Bezugsstelle 
bereit, die Verwertung oder den Zukauf vor. Bezugs- 
rechten zu vermitteln. 

4. Die Ausgabe der bezogenen neuen Aktien erfolgt nach 
ihrer Fertigstellung bei derjenigen Stelle, bei welcher 
die Anmeldung erfolgt ist. 

Berlin-Adlershof, den 12. März 1920. 


“abrik isolierter Drähte zu elektrischen Zwecken 
(vormals C. J. Vogel Tefegraphendraht-Fabrik) Aktiengesellschaft 
Max Vogel. [2062 


Aktiengesellschaft für chemische Produkte 
vormals H. Scheidemandel, Berlin 
Bilanz-Konto per 30. September 1919. 


Aktıva | M ZS Passiva I A/A 
Grundstücke in l Aktienkapital . . 11 000 000|— 
Berlin und aus- Anleihe aus 1909 30 600 — 
wärts, Fabrikan- Reservefonds . 1 100 000 — 
lagen, Laborato- N Preisausgleichs-, | 
rien, Büroein- | Umstellungs-, 
richt. u. Patente | 1 056 147) — Versicherungs- 
Wertp. u. Beteil. |12 695 58511] u. Delkrederef. | 3 310 304162 


Schuldner . . . [22 973 16715 Talonsteuer-Res. 175 000— 
Barbestand 322 292145 | Anleihe - Zinsen- 
Waren- u. Mate- | Rückstell-Kont. 1800 — 
rial- Vorräte. 1308 637/905 Hypotheken 215 355024 
Avale 1 179000.— Unbeh. Dividend. 27423 — 
Gläubiger. . . {18 067 018166 
Avalel 179000.— 
Gew.- u. Verl.-K. | 4 428 328114 


38 355 829166 38 355 829/66 _ 


Gewinn- und Verlust-Konto per 1918/19. 


Soll MO Haben AM | 
Allg. Spesen-Kto. | 2 480 491|14 | Gewinn- Vortrag | 
Steuernu.Versich.| 1931 65873] aus 1917/18 .. 275 110111 
Bilanz-Konto . . 4 428 328014 Erträgnisse aus 

Fabrikat, Han- | 
delsgeschäften, | 
Beteiligungen v. } 
A 8 565 36790 
[2068] 8 840 47801 | 8 840 478001 


— ——— 


4% Anleihe der Schiff- u. Maschinenbau- 
Aktiengesellschaft „Germania“ 


jetzt Fried. Krupp Aktiengesellschaft 
Germaniawerft in Kiel-Gaarden. 


Die am 1, April 1920 fälligen Zinsscheine dieser Anleihe 
werden vom Fälligkeitstag ab eingelöst: 


in Kiel bei der Hauptkasse von Fried. Krupp 
Aktlengesellschaft Germaniawerft, 

„ Essen bei der Hauptkasse der Fried. Krupp 
Aktiengesellschaft, 

bei der Essener Credit-Anstalt, 

bei der Direction derDisconto-Gesellschaft 
Filiale Essen, 

„ Berlin bei der Dresdner Bank, 

bei der Berliner Handels- Gesellschaft, 


n n 


n ” 


p = bei der Deutschen Bank, 

£ 5 bei der Direction der DiscostoaGesellschaft, 
8 3 bei dem Bankhause Delbrück Schickler & Co., 
„ Köln bei dem Bankhause Deichmann & Co., 

vu bei der Dresdner Bank in Köln, 


„ Frankfurt a. M. bei der Dresdner Bank in Frank- 
furt a. M., 
bei der Deutschen Bank, 
Filiale Frankfurt a. M., 
bei der Direction der Disconto- 
Gesellschaft Filiale Frank- 
furt a. M. [2065 


Netto-Bilanz am 31. Dezember 1919. 
un u p ⅛Ü . En m em Pi — 
y Aktiva. . M. PPI Passiva M Pí M. Pi 
assa: 
1.Der Bestand an Gold in Barren k: ee 399 000 
od. ausländischen Münzen, d. Pfund p E 
’ Spezialreservefonds: | 
2. Su 185 M. 58 5 ad, nd wer = —|| a) für Personalexigenz . 3 563 955162 
er Kassenbestand, und zwar an: b) „ Spar- und Sterbekassa 1 508 553/79 
a) 1095 1 deutsch. Sehe oos Banknotenanfertigung . 152 924124 
Ss ; x old |29 210 360 — d) „ Rücklage zur Leistung an 
Silber u. Münze | 139 799/08 den Staat für 1920. 26 0001 2251 433065 
29 350 159108 — 
b) Reichskassenscheinen und Rae e 1 185 M 28 
Darlehenskassenscheinen . 37 535 455 — j 
‚ Banknoten-Emission, aa, zwar; 
dayon un o Eig. Noten emittiert à M. 100.— |429 800 000.— 
u er Her 8 yet | hiervon ab laut 8 5 des R.-B.-G. 
Sed re 1595 | aus dem Verkehr gezogen 412.800.000 10 000 000 
c) eigenen Banknoten 16 235 700 — Guth. d. Giro- u. Kto.-Korr.-Gläub. 13 714 25704 
d) Reichsbanknoten 6 377 980. — Betrag der Depositen, und zwar: 
e) Noten anderer Banken 133 500 — 79 632 794 a) d. verzinsl. 1% Dep. o. Aufkünd. 22 200 
3, Der Bestand an Silber in Barren 7 | 8 1588 ah Dep. ET 85 = = 
und Sorten — 1 0 2 
4. Wechselbestände Kon Rückzinsen 52 682 949 Aer ien 5 i = | 
hiervon bis 15. Jan. 1920 fäll. d) der unverzinslichen epositen — — 22 200 — 
M. 4 973 872.25 Betrag der schuldigen Bere 
5% BgombardiorderunpEn> 1 0 8 56/90 
a) auf Gold . s — Divi enden-Rückstände - 43 832 50 
b) „ Effekten der in 913 Zif. 3 8. Betrag der zu entrichtenden | 
Buchst. b, e, d des Reichsbank- Notensteuer 11 330115 
gesetzes "bezeichneten Art 1 901 315 — 9, Reingewinn 652 351001 | 
c) auf andere Effekten —- — ab: Leistg. a. d. Staat | 
d) „ Waren 50 500 — 1951 815— für 1919. M. 53 150.— | 
bis 31. Dez. 1919 anfallende ee 
Zinsen . 14 533 45 r-u rbe- 
6. Effektenbestand an: | Kasse 1 — 151 
a) diskontierten Wertpapieren 11424 1 hiervon: 
b) eigenen Effekten zur Verteilung. » 475 781 25 
M. 305 700.— 5% Deutsche Gewinn-Uebertrag auf 1920. 99 919176 
Reichsanleihe 234 448195 Verbindlichk. aus weit. begeb., im | 
„ 1236 800.— 4½% Schatz- Inl. zahlb. Wechs. M.316 865.59 
anwelsung. d. = 
Deutsch. Reichs] 1 039 815/50 
„  4500— 5% do. 4510 — 
10,000 30% Deutsche z 
Reichsanleihe 6 075 — 
20 000.— 3% Preuss. 
kons. Staatsanl. 10 150— 
25 000.— 3/ % Bayer. 
S 1471807 
51 200.— 3¼% u. 4% 
Pfdbr. Bayer. 
Hypoth.-Bank. 46 533,5 | 
-1367 a 
c) Effekten des Reserve- -Fonds 1 367 67575] 206 3] 1139057511143 
7, Konto-Korrent-Guthaben: l 
Inkasso-, Giro- u. sonst. Guthaben 1993 50569 
8. Betrag d. fällig., aber unbez. geblieb. | « 
Wechsel- u. Lombardforderungen | 54 23747 Bayerische Notenbank. 
9. Grundstücke 0 1 360 000 — d h 8 
— — 156875110 Die Direktion. 


Deutsche Hypothekenbank (Aktien-GeS.) Berlin. 


Hypothekenpfandbriefe Serie 17. 
sgabten 4½% Hypotheken- 


Restkündigung der 4/0 


Von unseren im Jahre 1907 veran 
pfandbriefen Serie 17 kündigen wir 
10000000.— zur Rückzahlung a 

Die gekündigten Stücke sind nach Littera und Nummern 
geordnet mit den Zinsscheinen No. 26 (fällig 1. 7. 1920) bis 
und Erneuerungsscheinen unter Bei- 
fägung eines Nummernverzeichnisses einzuliefern. 


von M. 


No. 40 (fällig 1. 7. 1927) 


Verantwortlich für die 


hiermit 


Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ und 
Druck 100 Pass & Garleb 8. 


m 15. Juni 1920. 


zuzüglich 


d rag 
a Mit dem 15. Juni 


digten Pfandbriefe. 
Berlin, 


m, b. H., Berlin W. 


den 10. März 1920. 
Deutsche e 


Hirte. 


für Te e 
57. Alllowstrasse 66, 


...... ͤ ⁵⅛—.- 2²ͤ ĩ — — erfolgt am 1, Juni 1920 zum Nenawer 
— n Einlösung erfolgt am 15, Juni 1920 zum Nennwer 
4%% Zins 
durch Vermittelung der Banken und Bankiers oder direkt an 


unserer Kasse, Berlin 
Für fehlende Zinsscheine wird deren Betrag in Abzug gebracht. 


en vom l. Januar bis 15. Juni 1920 


NW 7, Dorotheenstr. 44. 
1920 endet die Verzinsung der gekün- 


[2063 


(Actien- Gesellschaft). 
Dr. Lippelt. 


